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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 

 

I. 

Haushaltssatzung 

des Landkreises Gifhorn für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund der §§ 58 und 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG), § 18 in Verbindung mit § 3 Absätze 2 und 3 der Verordnung über die 

Verwaltung gemeindefreier Gebiete vom 15.07.1958 (Nds. GVBl. S. 162) in der zurzeit 

gültigen Fassung hat der Kreistag des Landkreises Gifhorn in der Sitzung am 15.12.2023 

folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

1.  im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

1.1  der ordentlichen Erträge auf  358.152.120,17 EUR 

1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf  371.103.545,23 EUR 

1.3  der außerordentlichen Erträge auf 0,00 EUR 

1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf  0,00 EUR 

 

2.  im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  332.975.833,22 EUR 

2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  349.443.177,15 EUR 

2.3  der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  26.155.400,00 EUR 

2.4  der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  37.633.700,00 EUR 

2.5  der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  11.478.300,00 EUR 

2.6  der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  3.168.800,00 EUR 

festgesetzt. 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  370.609.533,22 EUR 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  390.245.677,15 EUR 
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§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 

11.478.300,00 EUR festgesetzt. 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 15.560.000,00 EUR 

festgesetzt. 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur 

rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

40.000.000,00 EUR festgesetzt. 

§ 5 

Die Kreisumlage wird festgesetzt auf 38,49 v. H. der Steuerkraftzahlen und 38,49 v.H. 

auf 90 v. H. der Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen Städte, Samtgemeinden und 

Gemeinden und auf 133 v. H. der Steuerkraftzahl der Grundsteuer A des gemeindefreien 

Gebietes Giebel. 

§ 6 

 

Der Beitrag zur Kreisschulbaukasse wird auf 1.275,00 EUR je Grundschüler 

festgesetzt. Davon trägt der Landkreis 850,00 EUR, die Städte, Gemeinden und 

Samtgemeinden 425,00 EUR je Grundschüler. 

 

§ 7 

Für die Befugnis des Landrats, über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 

Auszahlungen nach § 117 NKomVG zuzustimmen, gelten Aufwendungen und 

Auszahlungen bis zur Höhe von 50.000,00 EUR als unerheblich. 

 

Gifhorn, den 15.12.2023 

(L. S.) 

 
Tobias Heilmann  

Landrat 

 

II. 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung  

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich 

bekanntgemacht. 

Die nach §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 NKomVG sowie § 15 Abs. 6 NFAG erforderlichen 

Genehmigungen sind durch das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport am 

28.02.2024 unter dem Aktenzeichen 32.99-10302-151 (2024) erteilt worden.  

Der Haushaltsplan und der Beteiligungsbericht 2024 liegen nach § 114 Abs. 2 Satz 3 

NKomVG vom 02.04.2024 bis einschließlich 10.04.2024 während der Öffnungszeiten im 

Gebäude der Kreisverwaltung Gifhorn, Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn, in der Abteilung 

10.1 Kämmerei zur Einsichtnahme aus.  
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Der Haushaltsplan einschließlich Haushaltssatzung und Beteiligungsbericht steht auch auf 

der Internetseite des Landkreises Gifhorn unter folgendem Link zur Verfügung: 

https://www.gifhorn.de/der-landkreis/strukturdaten/haushaltsdaten/  

Gifhorn, den 29.02.2024 

(L. S.) 

Tobias Heilmann 

Landrat 

 

Schornsteinfegerwesen;  

hier: kommissarische Besetzung des Kehrbezirks GF-10212  

(ehemalige Kehrbezirksinhaber Uwe Hoffmann/Jens Reck) 

 

Mit Wirkung vom 01.03.2024 hat der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger (bBSF), 

Herr Jens Reck, um Aufhebung seiner Bestellung für den Kehrbezirk (KBZ) GF-10212 

gebeten. 

 

Um eine nahtlose Fortführung der Aufgaben sicherzustellen, wird der Kehrbezirk ab dem 

01.03.2024 und bis zur Neubesetzung kommissarisch durch nachfolgend aufgeführte 

bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger/innen verwaltet. 

 

Der Kehrbezirk teilt sich bis zu Neubesetzung wie folgt auf: 

 

1. Alexander Spahr – bBSF KBZ GF-10204 – übernimmt die Ortschaften: 

 

Behren   

Hagen     

Blickwedel  

Allersehl   

Weddersehl   

    

Zur erreichen wie folgt 

Gifhorner Straße 18, 29392 Wesendorf 

Mobil: 015156013085 

Email: schornsteinfeger.spahr@gmail.com 

 

 

2. Jaqueline Kroll – bBSF KBZ GF-10203 – übernimmt die Ortschaften: 

 

Obernholz     

(einschl. Wettendorf) 

Masel      

Sprakensehl    

 

Zu erreichen wie folgt: 

Mühlenstraße 11, 29378 Wittingen 

Tel.: 05831/8600 

Mobil: 01708151391 

Email: kroll-schorni@web.de 

 

3. Stefan Watteroth – bBSF KBZ GF-10209 – übernimmt die Ortschaft: 

 

Groß Oesingen   

 

Zu erreichen wie folgt: 

Winkelkamp 1, 29396 Schönewörde 

Tel.: 05835/9680411 

Mobil: 01736316219 

Email: watteroth-schornsteinfeger@t-online.de 

mailto:schornsteinfeger.spahr@gmail.com
mailto:watteroth-schornsteinfeger@t-online.de
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4. Dieter Kolle – bBSF KBZ-GF-10216 – übernimmt die Ortschaften: 

 

Oerrel    

Repke   

 

Zu erreichen wie folgt: 

Dorfstraße 128 a, 38524 Sassenburg 

Tel.: 05378/981153 

Mobil: 01715622082 

dieterkolle@googlemail.com 

 

5. Markus Ohls – bBSF KBZ GF-10206 – übernimmt die Ortschaft/Straßen: 

 

½ Ummern – hier folgende Straßen: 

Amselstieg     

Auf dem Felde    

Berliner Straße  

Bremer Weg    

Brenzefeld   

Fliederstraße   

Gifhorner Weg  

Heideweg    

Meisenring    

Missloh    

Moordamm    

Moorkamp   

Nelkenweg   

Posener Straße  

Rosenweg     

Trauerberg   

 

Zu erreichen wie folgt: 

Blumenstraße 27, 38518 Gifhorn 

Tel.: 05371/6186518 

Mobil: 015150458941 

Email: info@schornsteinfeger-ohls.de 

     

6. Kyra Pernau – bBSF KBZ GF-10215 – übernimmt die Ortschaften: 

 

Räderloh    

Auermühle    

Lüsche     

Mahrenholz   

 

Zu erreichen wie folgt: 

Neue Straße 11 A, 38636 Meinersen 

Mobil: 016098181836 

Email: kyrageitz@gmx.de 

 

7. Sebastian Heinze – bBSF KBZ GF-10208 – übernimmt die Ortschaft: 

 

Steinhorst   

 

Zu erreichen wie folgt: 

Henschelstraße 12, 38518 Gifhorn 

Tel.: 05371/5907717 

Mobil: 015117645783 

Email: bsm.heinze@googlemail.com 

mailto:dieterkolle@googlemail.com
mailto:bsm.heinze@googlemail.com
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8. Nino Stein – bBSF KBZ GF-10211 – übernimmt die Ortschaften/Straßen: 

 

½ Ummern – folgende Straßen: 

Am Dorfplatz     

Birkenweg    

Dorfstraße    

Feldgarten    

Finkenweg    

Gartenweg     

Glissenberg     

Hagenfeld     

Hinter den Eichen    

Im Winkel     

Schulstraße      

Steinberg    

Wiesengrund      

Zum Eichengrund   

Zum Schießstand    

Zum Schmarloh    

 

Zahrenholz    

Schmarloh    

Texas      

 

Zu erreichen wie folgt: 

Blumenstraße 27, 38518 Gifhorn 

Tel.: 05371/5949992 

Mobil: 01755271087 

Schornsteinfegerstein@outlook.de 

 

9. Alexander Burkart – bBSF KBZ GF-10201 – übernimmt die Ortschaften: 

 

Lingewedel     

Langwedel    

Klein Oesingen    

 

Zu erreichen wie folgt: 

Zappenburg 8, 38524 Sassenburg 

Tel.: 05371/9363040 

Mobil: 01637208507 

Email: bsm.burkart@web.de 

 

Gifhorn, den 28.02.2024 

 

Tobias Heilmann 

Landrat 
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Prüfungsmitteilung des Nds. Landesrechnungshofes zur überörtlichen 

Kommunalprüfung „Durchsetzung der Schulpflicht“ 

Öffentliche Auslegung gem. § 5 Abs. 2 Nds. Kommunalprüfungsgesetz (NKPG) 

Dem Kreistag des Landkreises Gifhorn ist in seiner öffentlichen Sitzung am 28.02.2024 

gemäß § 5 Abs. 1 des Nds. Kommunalprüfungsgesetzes (NKPG) die Prüfungsmitteilung 

des Nds. Landesrechnungshofes über die überörtliche Kommunalprüfung zur 

Durchsetzung der Schulpflicht bekannt gegeben worden.  

Nach § 5 Abs. 2 des Nds. Kommunalprüfungsgesetzes hat die Prüfungsmitteilung an 

sieben Werktagen öffentlich auszuliegen. 

Die Prüfungsmitteilung liegt gemäß § 5 Abs. 2 des Nds. Kommunalprüfungsgesetzes in 

der Zeit vom 01.04.2024 bis einschließlich 09.04.2024 im Fachbereich Schule und Sport 

des Landkreises Gifhorn, Ribbesbütteler Weg 4, 38518 Gifhorn, im Raum 201 während 

der Dienststunden öffentlich aus. 

Gifhorn, den 04.03.2024 

 

Kreutzberg 

Fachbereichsleitung  

 

Neubau eines Radweges entlang der Kreisstraße 56 zwischen Walle und 

Lagesbüttel; 

hier: Bekanntmachung über das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 

 

Gemäß § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit 

öffentlich bekanntgegeben, dass für den o.g. Radwegbau eine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) nicht besteht. 

 

Der Landkreis Gifhorn beabsichtigt einen neuen Radweg zwischen den Ortschaften 

Walle und Lagesbüttel auf einer Gesamtlänge von 700 m parallel zur Fahrbahn und 

abgesetzt davon, hinter dem vorhandenen Straßenseitengraben herzustellen. Die 

Radwegbreite beträgt 2,50 m. 

 

Für das Vorhaben wurde eine UVP-Vorprüfung gem. § 7 UVPG i.V.m. §§ 8 – 14 UVPG 

und § 2 des Niedersächsischen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(NUVPG) vorgenommen, mit dem Ergebnis, dass eine UVP-Pflicht für das Vorhaben 

nicht besteht. 

 

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht sind: 

 

Die Durchführung des Vorhabens ist mit Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 

verbunden, insbesondere: 

 Beeinträchtigung, bzw. Verlust von Offenlandbiotopen 

 Beeinträchtigung, bzw. Verlust von Grünanlagen 

 Beeinträchtigung, bzw. Verlust von Gehölzen 

 Verlust von Einzelbäumen 

 Beeinträchtigung von gehölz- oder bodenbrütenden Brutvögeln oder Zerstörung 

derer Gelege 

 Beeinträchtigung bzw. durch Teil- oder Vollversiegelung Verlust von Böden und 

Bodenfunktionen 

Für das Vorhaben ist ein landschaftspflegerischer Begleitplan erstellt worden, um die 

vorhabenbedingten Umweltauswirkungen darzustellen und zu bewerten. Dort wurden 

Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen entwickelt, u.a. insbesondere: 

 Wiederherstellung und Rekultivierung bauzeitlich beanspruchter Flächen 

 Bauzeitlicher Schutz von Gehölzbeständen 

 Umwandlung von Acker- und Intensivgrünlandflächen in eine Halbruderale Gras- 

und Staudenflur mit einer Integration von Heckenstrukturen 
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 Ersatzpflanzung von Einzelbäumen 

 Bauzeitenregelungen 

 Vergrämung von Brutvögeln 

Über die entwickelten Maßnahmen wird sichergestellt, dass dauerhafte erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf Schutzgüter vermieden werden und nach Beendigung des 

Eingriffs, infolge der Realisierung des Vorhabens, keine erheblichen nachteiligen 

Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und des 

Landschaftsbildes zurückbleiben. 

 

Das Vorhaben hat somit nach Dafürhalten der Behörde und unter Berücksichtigung der 

in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen, so dass eine UVP-Pflicht gem. UVPG nicht besteht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Absatz 3 UVPG i.V.m. 

§ 2 NUVPG nicht selbständig anfechtbar ist. 

 

Gifhorn, den 11.03.2024 

 

Im Auftrage 

 

Jabs 

 

Bekanntmachung 

 

Auflösung des Wasserversorgungsverbandes Wierstorf 

 

Der Wasserversorgungsverband Wierstorf hat am 29.02.2024 beschlossen sich 

aufzulösen, da die Versorgung mit Trinkwasser inzwischen durch den Wasserverband 

Gifhorn erfolgt. 

 

Nach § 62 Abs. 3 WVG fordere ich daher alle Gläubiger des Verbandes auf, ihre 

Ansprüche beim Landkreis Gifhorn – untere Wasserbehörde -, Schlossplatz 1, 38518 

Gifhorn, Zimmer 202, bis zum 26.04.2024 anzumelden. 

 

Gifhorn, den 06.03.2024 

 

Landkreis Gifhorn 

Im Auftrage 

 

Nietner 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Landkreises Gifhorn 

Az.: 66/3295-17/02-29 

Planfeststellung für die Herstellung eines Gewässers im Zuge der Ausführung 

eines Sandabbauvorhabens in der Gemarkung Jembke (Flur 15, Flurstücke 7, 8 

und 9/1) in der Samtgemeinde Boldecker, Landkreis Gifhorn 

- Anhörungsverfahren - 

1. Die Einwendungen und Stellungnahmen, die im Planfeststellungsverfahren  zu 

 dem o. g. Sandabbauvorhaben fristgerecht eingegangen sind, wird der 

 Landkreis Gifhorn  mit den Beteiligten erörtern. 

 Der Erörterungstermin findet am 18.04.2024, um 10:00 Uhr im Rittersaal, 

 Kreishaus I, Schloßplatz 1, 38518 Gifhorn statt. 
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2. Im Termin werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und 

 Stellungnahmen  erörtert. Die Teilnahme am Termin ist jedem, dessen 

 Belange durch das Bauvorhaben  berührt werden, freigestellt. Die  Vertretung 

 durch einen Bevollmächtigten ist möglich.  Dieser hat seine 

 Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen  und 

 diese zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben. Es wird darauf 

 hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn  verhandelt 

 werden kann, dass verspätete Einwendungen für das  Verwaltungs- und 

 Klageverfahren ausgeschlossen  sind und dass das  Anhörungsverfahren mit 

 Schluss der Verhandlung beendet ist. 

3. Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung 

 entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

4. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

Gifhorn, 19.03.2024      

Landkreis Gifhorn 

Tobias Heilmann 

Landrat 

 

B. BEKANNTMACHUNGEN DER STÄDTE, GEMEINDEN UND SAMTGEMEINDEN 

Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre zum 

Bebauungsplan „Ortskern Knesebeck“, Ortschaft Knesebeck 

Der Rat der Stadt Wittingen hat in seiner Sitzung am 21.03.2024 gem. § 10 des Nds. 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 Nds. GVBl. S. 576), 

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. Februar 2024 (Nds. GVBl. 2024 

Nr. 9), i.V.m. §§ 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), die 

nachstehende Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre zum 

Bebauungsplan1 „Ortskern Knesebeck“, Ortschaft Knesebeck, beschlossen: 

 

§ 1 

Gegenstand der Satzung 

Die am 31.03.2022 in Kraft getretene Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 

Bebauungsplans „Ortskern Knesebeck“ wird um ein Jahr verlängert. Die 

Veränderungssperre tritt mit Rechtskraft des Bebauungsplans außer Kraft.  

§ 2 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 

Gifhorn in Kraft.  

Wittingen, den 22.03.2024 

Stadt Wittingen  

(L. S.) 

Ritter 

Bürgermeister 

 

                                                           
1 abgedruckt auf Seite 167 dieses Amtsblattes 
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Bebauungsplan „Mühlenkamp“, Gemeinde Weyhausen, Landkreis Gifhorn 

für das in der Anlage dargestellte Gebiet 

 

Der Rat der Gemeinde Weyhausen hat am 11.12.2023 den Bebauungsplan  

„Mühlenkamp“ gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) als Satzung sowie die 

dazugehörige Begründung beschlossen. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 

 

Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplans ist der anliegenden 

Gebietsabgrenzung zu entnehmen.2 

 

Die Planunterlagen, mit der Begründung liegen während der Sprechstunden in der 

Verwaltung der Gemeinde Weyhausen, Vor dem Dorfe 6 in 38554 Weyhausen zur 

Einsichtnahme aus. 

 

Für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem Baugesetzbuch wird 

auf Folgendes hingewiesen: 

 

Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans 

schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-

krafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 

Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- und 

Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer zulässigen 

Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des 

Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 

dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt nach 

§ 44 Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 

in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird. 

 

Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

 

Klose 

Bürgermeisterin 

 

                                                           
2 abgedruckt auf Seite 168 dieses Amtsblattes 
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I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

der Samtgemeinde Brome für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Samtgemeinde Brome in der Sitzung am 25.01.2024 folgende Haushaltssatzung für 

das Haushaltsjahr 2024 beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird 

 

im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

          

1.1.1 der ordentlichen Erträge auf     21.160.700 EUR 

1.1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf    23.979.100 EUR 

1.1.3 der außerordentlichen Erträge                                          0 EUR 

1.1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                  0 EUR 

 

im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

1.2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  20.718.900 EUR 

1.2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  23.126.900 EUR 

1.2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit                  60.000 EUR 

1.2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit     8.929.200 EUR 

1.2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit        8.869.200 EUR 

1.2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit         433.200 EUR 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

 

der Einzahlungen des Finanzhaushaltes     29.648.100 EUR 

der Auszahlungen des Finanzhaushaltes     32.489.300 EUR 

 

§ 2 

 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden auf 

8.869.200 EUR festgesetzt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2024 zur rechtzeitigen 

Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

3.453.100,00 EUR festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Der Hebesatz für die Samtgemeinde wird, nach den Bemessungsgrundlagen der 

Kreisumlage auf 50 v. H. festgesetzt. 
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§ 6  

 

6.1. Die Wertgrenze für die Einzeldarstellung von Investitionen und  

       Investitionsförderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 S. 1 KomHKVO wird auf  

       5.000 € festgesetzt. 

 

6.2. Bevor Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen von erheblicher  

       Bedeutung beschlossen werden, soll gemäß § 12 Abs. 1 KomHKVO durch einen 

       Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten  

       die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 

 

6.2.1. Für Baumaßnahmen wird eine Wertgrenze von 250.000 € als erheblich festgesetzt. 

 

6.2.2. Für sonstige Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird eine  

         Wertgrenze von 100.000 € als erheblich festgesetzt. 

 

Brome, den 25.01.2024 

 

Samtgemeinde Brome 

 

Bartels 

Samtgemeindebürgermeister 

 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Die nach § 120 Abs. 2 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie 

§ 111 Abs. 3 NKomVG i. V. m. § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den 

Finanzausgleich (NFAG) erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 

13.03.2024 unter dem Aktenzeichen 111-09-02/5-1 erteilt worden. 

 

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 01.04.2024 bis einschl. 

09.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Rathaus der 

Samtgemeinde öffentlich aus. 

 

Brome, den 18.03.2024     

 

Bartels 

Samtgemeindebürgermeister 

 

I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

der Gemeinde Ehra-Lessien für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Ehra-Lessien in der Sitzung am 21.02.2024 folgende Haushaltssatzung 

für das Haushaltsjahr 2024 beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird 

 

im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf      2.160.200,00 EUR 
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1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf     2.231.300,00 EUR 

1.3  der außerordentlichen Erträge,                              0,00 EUR 

1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf         0,00 EUR 

 

im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.118.900,00 EUR 

2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  2.037.700,00 EUR 

2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit      974.000,00 EUR 

2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit      1.789.000,00 EUR 

2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit                        0,00 EUR 

2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit        43.100,00 EUR 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

der Einzahlungen des Finanzhaushaltes    3.092.900,00 EUR 

der Auszahlungen des Finanzhaushaltes    3.869.800,00 EUR 

 

§ 2 

 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 

veranschlagt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2024 zur rechtzeitigen 

Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 353.100,00 EUR 

festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie 

folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer  

    a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe                 375 v. H. 

       (Grundsteuer A) 

 

    b) Grundsteuer B (Grundsteuer B)        375 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer           400 v. H.  

 

§ 6 

 

6.1. Die Wertgrenzen für die Einzeldarstellung von Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen    gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 KomHKVO wird auf 

1.000 € festgesetzt. 

6.2.  Bevor Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen von erheblicher 

Bedeutung beschlossen werden, soll gemäß § 12 Abs. 1 KomHKVO durch einen 

Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten 

die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 
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6.2.1. Für Baumaßnahmen wird eine Wertgrenze von 50.000 € als erheblich festgesetzt. 

6.2.2. Für sonstige Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird eine 

Wertgrenze von 10.000 € als erheblich festgesetzt. 

Ehra-Lessien, den 21.02.2024 

 

Gemeinde Ehra-Lessien 

 

Böse 

Bürgermeister 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Eine Genehmigung nach den §§ 119 Abs.4 und 120 Abs. 2 NKomVG ist nicht 

erforderlich. 

 

Der Haushaltsplan liegen gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04. bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro, sowie 

im Rathaus der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 

 

Ehra-Lessien, 21.03.2024 

 

Böse 

Bürgermeister 

 

I. 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

der Gemeinde Rühen für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Rühen in seiner Sitzung am 07.02.2024 folgende Haushaltssatzung für das 

Haushaltsjahr 2024 beschlossen: 

§ 1 

Ergebnis- und Finanzhaushalt 

 

Der Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird 

im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

1.1 der ordentlichen Erträge auf       5.407.900,00 € 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen      5.672.600,00 € 

1.3 der außerordentlichen Erträge                             0,00 € 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen                            0,00 € 

 

im Finanzhaushalt 

 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  5.192.300,00 € 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  5.360.000,00 € 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit           3.500,00 € 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit       631.000,00 € 
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2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit                          0,00 € 

2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit                  40.000,00 € 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

der Einzahlungen des Finanzhaushaltes             5.195.800,00 € 

der Auszahlungen des Finanzhaushaltes             6.031.000,00 € 

 

§ 2 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 

veranschlagt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 

Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredit im Haushaltsjahr 2024 zur rechtzeitigen 

Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 865.300 € 

festgesetzt. 

§ 5 

Hebesätze 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie 

folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe    270 v.H. 

(Grundsteuer A) 

b) für Grundstücke (Grundsteuer B)      380 v.H. 

2. Gewerbesteuer        350 v.H. 

§ 6 

Wertgrenzen für Wesentlichkeit, Erheblichkeit, weitere Vorschriften 

6.1. Die Wertgrenzen für die Einzeldarstellung von Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 KomHKVO wird auf 5.000 € 

festgesetzt. 

6.2. Bevor Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen von erheblicher 

Bedeutung beschlossen werden, soll gemäß § 12 Abs. 1 KomHKVO durch einen 

Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten 

die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 

6.2.1. Für Baumaßnahmen wird eine Wertgrenze von 50.000 € als erheblich festgesetzt. 
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6.2.2. Für sonstige Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird eine 

Wertgrenze von 10.000 € als erheblich festgesetzt. 

Rühen, den 07.02.2024 

Gemeinde Rühen 

Bossert 

Bürgermeister 

ll. 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 

       

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04.2024 bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 

 

Rühen, den 11.03.2024      

 

Bossert 

Bürgermeister 

 

Hundesteuersatzung der Gemeinde Tiddische 

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 

S. 576), zuletzt geändert am 23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191), und des § 3 des 

Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 

(Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert am 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700), hat der Rat 

der Gemeinde Tiddische in seiner Sitzung am 14.03.2024 folgende Satzung beschlossen:  

  

§ 1  

Steuergegenstand  

  

Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden durch 

natürliche Personen im Gemeinde-/Stadtgebiet. Wird das Alter eines Hundes nicht 

nachgewiesen, so ist davon auszugehen, dass er älter als drei Monate ist.   

  

§ 2  

Steuerpflicht  

  

(1) Steuerpflichtig ist die Hundehalterin / der Hundehalter. Als Halterin bzw. Halter eines 

Hundes gilt, wer einen Hund oder mehrere Hunde  

  

a) in seinem Haushalt, Betrieb, seiner Institution oder Organisation im eigenen 

Interesse oder im Interesse eines Haushaltsangehörigen für Zwecke der 

persönlichen Lebensführung aufgenommen hat,   

b) im Interesse einer juristischen Person hält oder  

c) in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, 

sofern die Pflege, Verwahrung oder das Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten 

überschreitet.  
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(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam 

gehalten. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere 

Hunde, so sind sie Gesamtschuldner.  

  

(3) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen in weniger als drei aufeinander 

folgenden Monaten im Kalenderjahr erfüllt werden.  

  

(4) Ist die Hundehalterin/ der Hundehalter nicht zugleich Eigentümer des Hundes, so 

haftet die Eigentümerin/ der Eigentümer neben dem Steuerschuldner ebenfalls als 

Gesamtschuldner.  

  

(5) Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes, für den die 

Steuerpflicht im Kalenderjahr bereits entstanden und nicht nach Abs. 3 entfallen ist, 

bei derselben Halterin/ demselben Halter ein anderer Hund, entfällt für dieses 

Kalenderjahr die weitere Steuerpflicht für den anderen Hund. Tritt in den Fällen des 

Satzes 1 an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes ein gefährlicher 

Hund, entsteht für dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses gefährlichen Hundes eine 

weitere Steuerpflicht mit einem Steuersatz in Höhe der Differenz aus dem erhöhten 

Steuersatz für gefährliche Hunde und dem Steuersatz, der für den verstorbenen oder 

veräußerten Hund gegolten hat.  

 

  

§ 3  

Steuermaßstab und Steuersätze  

  

(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt 

jährlich:  

  

a) für den ersten Hund                  40,00 Euro,  

b) für den zweiten Hund        80,00 Euro,  

c) für jeden weiteren Hund       80,00 Euro,  

d) für den ersten gefährlichen Hund            450,00 Euro,  

e) für jeden weiteren gefährlichen Hund  700,00 Euro,  

  

  

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§§ 4 u. 5), werden bei der Berechnung 

der Anzahl der gehaltenen Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für die die Steuer 

ermäßigt wird (§ 5), werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nach Abs. 1 

den in voller Höhe steuerpflichtigen Hunden als erster Hund und ggf. weitere Hunde 

vorangestellt.   

  

(3) Als gefährlich gelten Hunde, wenn die zuständige Behörde die Gefährlichkeit nach § 

7 Abs. 1 S. 2 Niedersächsisches Hundegesetz festgestellt hat. In diesem Fall ist der 

Hund ab dem Ersten des Monats der Feststellung der Gefährlichkeit nach § 3 Abs. 1 

Buchstabe d) bzw. e) zu besteuern.  

  

(4) Unabhängig der Feststellung nach § 3 Abs. 3 sind gefährliche Hunde im Sinne dieser 

Satzung jedenfalls Hunde der Rassen American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-

Bullterrier, Bullterrier, Pitbull-Terrier sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit 

anderen Hunden.  
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§ 4  

Steuerfreiheit  

  

Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeinde-/Stadtgebiet aufhalten, 

ist das Halten derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und 

nachweislich in einer anderen Gemeinde/Stadt innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 

versteuern oder dort steuerfrei halten.  

  

 § 5  

Steuerbefreiung, Steuerermäßigung 

 

(1)   Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

 1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen aus Einrichtungen, 

 deren Unterhaltskosten ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln 

 bestritten werden, sowie von Hunden, die sonst im öffentlichen Interesse  

 gehalten werden; 

 

 2. Diensthunden nach ihrem Dienstende; 

 3. Sanitäts- und Rettungshunde, die von anerkannten Sanitäts- oder 

Zivilschutzeinheiten gehalten werden. 

4. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen 

unentbehrlich sind. Sonstige hilflose Personen sind grundsätzliche solche 

Personen, welche einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkmalen „Bl“ 

(Blindheit), aG (außergewöhnliche Behinderung) oder „H“ (Hilflosigkeit) 

besitzen. Die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen 

Zeugnisses abhängig gemacht werden. 

 5. Hunden, die ab in Kraft treten dieser Satzung unmittelbar aus einem Tierheim  

  oder unmittelbar aus einer auf dem Gebiet des Tierschutzes tätigen, als  

gemeinnützig im Sinne der Abgabenordnung anerkannten Einrichtung mit Sitz 

im Landkreis Gifhorn aufgenommen werden. Diese Steuerbefreiung wird jeweils 

befristet für einen Zeitraum von 12 Monaten nach der Aufnahme und Anmeldung 

gewährt. Eine Befreiung ist ausgeschlossen, wenn der  

aufgenommene Hund von dem früheren Halter oder einer im selben Haushalt 

(ggf. auch Betrieb, Organisation, Einrichtung) lebenden (oder arbeitenden) 

Person übernommen wird.  

 

(2)    Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von  

1.  einem Hund, der zur Bewachung von Gebäuden benötigt wird, welche von dem 

nächsten bewohnten Gebäude mehr als 150 m entfernt liegen. Diese 

Steuerermäßigung kann nur für jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen 

beansprucht werden; 

2.  Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und 

jagdlich verwendet werden; 

3.  Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
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4. Hunden, die als Melde- Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde 

verwendet werden und eine Prüfung von anerkannten Leistungsrichtern 

abgelegt haben. Das mit dem Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht 

älter als zwei Jahre sein. 

5. Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder 

von berufsmäßigen Einzelwächtern bei Ausübung des Wachdienstes benötigt 

werden;  

(3)   Für gefährliche Hunde nach § 3 Abs. 3 und Abs. 4 wird keine Steuerbefreiung oder 

-ermäßigung gewährt.   

(4)   Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden  

Kalendermonats an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde / Stadt zugegangen 

ist. 

 

§ 6  

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer  

  

(1) Der Steueranspruch entsteht mit dem Ersten des Kalendermonats, in dem der Hund 

in den Haushalt, den Betrieb, die Institution oder die Organisation i.S.d. § 2 Abs. 1 

aufgenommen worden ist, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden 

Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Abweichend davon entsteht 

bei Hunden, deren Halten bereits in der Gemeinde/Stadt oder einer anderen 

Gemeinde/Stadt besteuert worden ist, mit dem Beginn des auf die Aufnahme 

folgenden Monats.  

  

(2) Bei Zuzug einer Hundehalterin/eines Hundehalters in die Gemeinde/Stadt beginnt die 

Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. 

Beginnt das Halten eines Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines 

Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag.   

  

(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund veräußert 

oder abgeschafft wird, abhandenkommt oder stirbt. Das Gleiche gilt, wenn die/der 

Hundehalter/in aus dem Stadtgebiet wegzieht.  

  

(4) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – wenn der Steueranspruch erst während 

des Jahres entsteht – für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.   

  

(5) Für diejenigen Steuerpflichtigen, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie 

im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche 

Bekanntmachung festgesetzt werden. Für die Steuerpflichtigen treten zwei Wochen 

nach dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, 

wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre.  

  

§ 7  

Fälligkeit der Steuer  

  

(1) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. 

jeden Jahres fällig. Bei erstmaliger Heranziehung ist ein festgesetzter Teilbetrag 

innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides fällig.  

  

(2) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer zum 01.07. eines jeden Jahres erfolgen.  

  

(3) Nachzahlungen werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides, 

Erstattungsbeträge mit der Bekanntgabe des Bescheides fällig.   
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§ 8  

Anzeige- und Auskunftspflichten 

  

(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen einer Woche 

bei der Gemeinde/Stadt schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist Herkunft, Alter und Rasse 

des Hundes unter Vorlage geeigneter Nachweise anzugeben. Neugeborene Hunde 

gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt als angeschafft.   

  

(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen einer Woche, nachdem der Hund 

veräußert, sonst abgeschafft wurde, abhandengekommen oder gestorben ist, bei der 

Gemeinde/Stadt schriftlich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn die Hundehalterin/der 

Hundehalter aus der Gemeinde/Stadt wegzieht. Im Falle der Abgabe des Hundes an 

eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person 

anzugeben.  

  

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung fort, so 

ist dies binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde/Stadt anzuzeigen.  

  

(4) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat ist 

verpflichtet, der Gemeinde/Stadt die zur Feststellung eines für die Besteuerung der 

Hundehaltung erheblichen Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß 

zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele 

führt oder keinen Erfolg verspricht, sind auch andere Personen, insbesondere 

Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, der Gemeinde/Stadt auf 

Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder 

Organisation gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen (§ 11 Abs. 1 

Nr. 3a NKAG i. V. m. § 93 AO).   

  

(5) Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben, die bei der Abmeldung 

des Hundes wieder abgegeben werden müssen. Hunde müssen außerhalb einer 

Wohnung oder eines umfriedeten Grundbesitzes eine gültige, deutlich sichtbare 

Hundesteuermarke tragen.   

  

§ 9  

Ordnungswidrigkeiten  

  

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig  

  

- entgegen § 8 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen einer Woche 

schriftlich bei der Gemeinde/Stadt anzeigt,   

- entgegen § 8 Abs. 1 die Herkunft, das Alter und die Rasse des Hundes nicht angibt,   

- entgegen § 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht binnen einer Woche 

schriftlich bei der Gemeinde/Stadt anzeigt,   

- entgegen § 8 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung 

oder Steuerermäßigung nicht binnen einer Woche schriftlich bei der 

Gemeinde/Stadt anzeigt,  

- entgegen § 8 Abs. 4 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt,  

  

- entgegen § 8 Abs. 5 S. 1 bei der Abmeldung des Hundes die Hundesteuermarke 

nicht abgibt und diese weiterhin verwendet,  

- entgegen § 8 Abs. 5 S. 2 den von ihm gehaltenen Hund außerhalb einer Wohnung 

oder eines umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige, deutlich sichtbare 

Hundesteuermarke führt oder laufen lässt.  
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet 

werden.  

 

§ 10 

Datenverarbeitung  

  

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflicht, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der 

Hundesteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und 

grundstücksbezogenen Daten werden von der Stadt/Gemeinde gemäß Art. 6 Abs. 1 

Buchstabe e) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. §§ 3 des 

Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) i.V.m. § 11 NKAG und den dort 

genannten Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. Die 

Datenerhebung bei den für das Einwohnermeldewesen und Ordnungsrecht 

zuständigen Stellen erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch den 

Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1 S. 3 

AO).  

  

(2) Die Daten dürfen von den Daten verarbeitenden Stelle nur zum Zweck der 

Steuererhebung nach dieser Satzung oder zur Durchführung eines anderen 

Abgabenverfahrens, das denselben Abgabenpflichtigen betrifft, verarbeitet werden. 

Zur Kontrolle der Verarbeitung sind technische und organisatorische Maßnahmen des 

Datenschutzes und der Datensicherheit nach § 34 NDSG getroffen worden. Die 

personenbezogenen Daten werden zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten 

gemäß NKAG, der AO und der KomHKVO in der Regel nach 10 Jahren gelöscht.  

   

                                                           § 11 

Inkrafttreten  

  

(1) Diese Satzung tritt am 01.06.2024 in Kraft.   

  

(2) Gleichzeitig tritt die vorgehende Hundesteuersatzung vom 15.10.2003 in der Fassung 

vom 01.01.2013 außer Kraft.   

 

Tiddische, den 14.03.2024 

(L. S.) 

Gemeinde Tiddische 

Krause               

Bürgermeister 

I. 

 
H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

der Gemeinde Tülau für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Tülau in der Sitzung am 28.02.2024 folgende Haushaltssatzung für das 

Haushaltsjahr 2024 beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Jahr 2024 wird 

 

im Ergebnishaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
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1.1 der ordentlichen Erträge auf     1.671.400,00 EUR 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf              1.627.900,00 EUR 

1.3  der außerordentlichen Erträge,                           0,00 EUR 

1.4  der außerordentlichen Aufwendungen auf                                            0,00 EUR 

 

im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit           1.612.900,00 EUR 

 2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.533.900,00 EUR 

 2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit                         0,00 EUR 

 2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit               281.00,00 EUR 

 2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit                       0,00 EUR 

 2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit                           0,00 EUR 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

der Einzahlungen des Finanzhaushaltes             1.608.400,00 EUR 

der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                      1.560.700,00 EUR 

 

§ 2 

 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 

veranschlagt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2024 zur rechtzeitigen 

Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 268.800,00 EUR 

festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie 

folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer  

    a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe                  350 v. H. 

       (Grundsteuer A) 

 

    b) Grundsteuer B (Grundsteuer B)             370 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer             350 v. H.  

 

§ 6 

 

6.1.  Die Wertgrenzen für die Einzeldarstellung von Investitionen und    

Investitionsförderungsmaßnahmen    gemäß § 4 Abs. 6 Satz 1 KomHKVO wird auf 

1.000 € festgesetzt. 

6.2. Bevor Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen von erheblicher 

Bedeutung beschlossen werden, soll gemäß § 12 Abs. 1 KomHKVO durch einen 

Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten 

die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 
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6.2.1. Für Baumaßnahmen wird eine Wertgrenze von 50.000 € als erheblich festgesetzt. 

6.2.2. Für sonstige Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird eine  

         Wertgrenze von 10.000 € als erheblich festgesetzt. 

 

Tülau, den 28.02.2024 

 

Gemeinde Tülau 

 

Zenk 

Bürgermeister 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 

       

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04.2024 bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Brome öffentlich aus. 

 

Tülau, den 20.03.2024      

 

Zenk 

Bürgermeister 

 

Hundesteuersatzung der Gemeinde Tülau 

Aufgrund der §§ 6,40 und 83 Abs.1 der niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) 

i.d.F.v. 22.08.1996 (Nds. GVBL.S.382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.01.2003 

(Nds.GVBI.S.36) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 

i.d.F.v. 11.02.1992 (Nds. GVBI.S.29), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.01.2001 

(Nds. GVBI.S. 701), hat der Rat der Gemeinde Tülau in seiner Sitzung am 28.02.2024 

folgende Satzung beschlossen. 

§ 1 

Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden im 

Gemeindegebiet. Wird das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen, so ist davon 

auszugehen, dass er älter als drei Monate ist. 

§ 2 

Steuerpflicht, Haftung 

(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, Betrieb, 

seiner Institution oder Organisation für Zwecke der persönlichen Lebens-führung 

aufgenommen hat. Als Halterin/Halter des Hundes gilt auch, wer einen Hund im Interesse 

einer juristischen Person hält. Als Halter(in) des Hundes gilt ferne, wer einen Hund in 

Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn 

sie/er nicht nachweisen kann, dass der Hund in der Bundesrepublik Deutschland bereits 

versteuer oder steuerfrei gehalten wird. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die 

Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder das Anlernen den Zeitraum von zwei 

Monaten überschreitet. 

(2) Alle nach Absatz 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern 

gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund oder 

mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 
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§ 3  

Steuermaßstab und Steuersätze 

(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt 

jährlich: 

a) für den ersten Hund 42,00 Euro 
b) für den zweiten Hund 84,00 Euro 

c) für jeden weiteren Hund 84,00 Euro 
d) für einen gefährlichen Hund 250,00 Euro 

e)  für jeden weiteren gefährlichen Hund 350,00 Euro 

2. Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und jagd-

lich verwendet werden. 

(3) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden 

Kalendermonats an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde zugegangen ist. 

§ 6 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach §2 Abs.1 

folgenden Kalendermonats, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden 

Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug einer Hunde-

halterin/eines Hundehalters in die Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem ersten 

Tag des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten eines Hundes oder 

mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines Kalendermonats, so beginnt auch die 

Steuerpflicht an diesem Tag. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund 

abgeschafft wird, abhandenkommt oder stirbt oder die Hundehalterin/der 

Hundehalter wegzieht. 

§ 7 
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum 

(Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. Beginnt 

die Steuerpflicht (§6 Abs.1) im Laufe des Kalenderjahres, ist Erhebungszeitraum der 

jeweilige Restteil des Jahres, für den die Steuerschuld mit dem Beginn der Steuerpflicht 

entsteht. Endet die Steuerpflicht (§6 Abs.2) im Laufe des Erhebungszeitraumes, wird die 

Jahressteuer anteilig erhoben. 

(2) Die Steuer wird in halbjährlichen Teilbeträgen zum 15.5 und 15.11. jeden Jahres 

fällig. Bei erstmaliger Heranziehung ist ein nach Abs.1 Satz 2 festgesetzter Teilbetrag 

innerhalbe eines Monats nach der Bekanntgabe des Heranziehungsbe-scheides fällig. 

(3) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer zum 1.7. eines jeden Jahres erfolgen. 

(4) Für diejenigen Steuerpflichtigen, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer 

wie im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche 

Bekanntmachung festgesetzt werden. Für die Steuerpflichtigen treten zwei Wochen 

nach dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, 

wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 
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§ 8 

Anzeige- und Auskunftspflichten  

(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen einer  

Woche bei der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Hierbei ist die Rasse des Hundes 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro 

geahndet werden. 

§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung ersetzt die vom 11.08.2003 und tritt am Tag der 

Bekanntmachung in Kraft. 

 

Tülau, 28.02.2024 

(L. S.) 

Zenk 

Bürgermeister                                                                          

 

Vergnügungssteuersatzung der Gemeinde Tülau 

Aufgrund §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-

setzes (NKomVG) i.d.F. vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), und zuletzt 

geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBI. 309), und des § 3 des 

Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i.d.F. vom 20. April 2017 (Nds. 

GVBI. 2017, S. 121, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. 

GVBI. S. 309) hat der Rat der Gemeinde Tülau in seiner Sitzung am 28.02.2024 folgende 

Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 

§ 1 

Steuergegenstand 

Die Gemeinde Tülau erhebt Vergnügungssteuer für die folgenden im Gebiet der Gemeinde 

durchgeführten Veranstaltungen gewerblicher Art: 

1. Veranstaltungen von Schönheitstänzen (z.B. Striptease, Peepshows, Table-

dance), Schaustellungen von Personen und Darbietungen ähnlicher Art; 

2. Tanzveranstaltungen einschließlich Veranstaltungen, die Tanz ermöglichen, und 

karnevalistische Veranstaltungen; 

3. Vorführungen von Filmen - unabhängig von der Art der Aufzeichnung und Wie-

dergabe - die nicht von der obersten Landesbehörde nach den §§ 11, 12 und 14 

des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) vom 23.07.2002 (BGBI. I 2002 S. 2730), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 G v. 09. April 2021 I 742 gekennzeichnet worden 

sind; 

4. das Ausspielen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos oder 

ähnlichen Einrichtungen, soweit nicht von den Nrn. 5 und 6 erfasst, 

5. die entgeltliche Benutzung von Wettterminals, Spiel-, Geschicklichkeits-, Musik, 

Warenspiel und Unterhaltungsapparaten, -geräten und -automaten einschließlich 

der Apparate, Geräte und Automaten zur Ausspielung von Geld- und Ge-

genständen (Spielgeräte) (sowie Musikautomaten) in Spielhallen und ähnlichen 

Unternehmen im Sinne des § 33 i der Gewerbeordnung (GewO) und darüber 

hinaus von allen Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit an allen anderen 

Aufstellorten, soweit sie der Öffentlichkeit im Satzungsgebiet zugänglich sind, 
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sowie die entgeltliche Nutzung von Spielhallen und -räumen für gruppen-

spezifische Spielarten (z.B. Lasertag, Escape Rooms);  

6. die entgeltliche Benutzung von elektronischen multifunktionalen Bildschirmge-

räten in Spielhallen, ähnlichen Unternehmen im Sinne von § 33 i GewO und an 

allen anderen Aufstellorten, soweit sie der Öffentlichkeit im Satzungsgebiet zu-

gänglich sind, die das Spiel am Einzelgerät oder durch Vernetzung mit anderen 

örtlichen Geräten (LAN) oder im Internet ermöglichen. 

§ 2 

Steuerbefreite Veranstaltungen 

(1) Von der Steuer befreit sind: 

1. Veranstaltungen, die von kulturellen Organisationen oder Filmklubs durchgeführt 

werden, wenn der Zweck der Veranstaltung ausschließlich in der Darstellung kul-

tureller, wissenschaftlicher oder künstlerischer Bildungsfragen und in der Diskussion 

oder Belehrung darüber besteht. 

2. Veranstaltungen, bei denen überwiegend Filme vorgeführt werden, die 

a) von der von den Ländern für das Bundesgebiet gebildeten Bewertungsstelle als 

„wertvoll" oder „besonders wertvoll" anerkannt worden sind oder 

b) von Bund, Ländern, Gemeinden oder der Filmförderungsanstalt (Körperschaft des 

öffentlichen Rechts) gefördert worden sind. 

Das Gleiche gilt für das Vorführen von Aufzeichnungen dieser Filme auf anderen 

Datenträgern. 

3.  Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Ver-

einen, deren Vereinszweck die Jugendpflege, der Jugendschutz, die Leibeserziehung, 

die Kulturpflege, die Heimatpflege, die Landschaftspflege, die Pflege des Brauchtums, 

die Berufsertüchtigung oder die nicht gewerbsmäßige Pflege der Unterhaltung und 

Geselligkeit oder die politischen, wissenschaftlichen, sozialen oder gemeinnützigen 

Zwecken dienen. 

4.   Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien, politischen Gruppierun-

gen und Organisationen sowie von Religionsgemeinschaften, des öffentlichen Rechts 

oder ihre Organe. 

 

5.   Veranstaltungen, deren Überschuss vollständig und unmittelbar zu gemeinnützigen, 

mildtätigen oder kirchlichen Zwecken im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung 

verwendet oder gespendet wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 12 ange-

geben worden ist und der verwendete oder gespendete Betrag mindestens die Höhe 

der Steuer erreicht. 

 

6.   Veranstaltungen auf Schützen-, Volks-, Garten-, Straßenfesten oder ähnlichen Fes-

ten. 

 

7.   der Betrieb von Spielgeräten in Einrichtungen, die der Spielbankabgabe unterliegen. 

 

8.   Veranstaltungen, die in der Zeit vom 29. April bis 02. Mai aus Anlass des 1. Mai von 

politischen oder gewerkschaftlichen Organisationen, von Behörden oder von Betrie-

ben durchgeführt werden. 
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(2) Durch Vereine und Einrichtungen, die die in § 2 Abs. 1 Nr. 3 genannten Zwecke 

verwirklichen, und bei Veranstaltungen gem. § 2 Abs. 1 Nr. 5 ist die Steuerfreiheit 

durch die Vorlage des Körperschaftsteuerfreistellungsbescheides zu belegen. 

§ 3 

Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist die Unternehmerin/der Unternehmer der Veranstaltung. 

(2) Steuerschuldner ist bei Spielgeräten i. S. von § 1 Nrn. 5 und 6 diejenige/ derjenige, 

der/dem die Einnahmen zufließen. 

(3) Steuerschuldner sind auch 

1. die Besitzerin/der Besitzer der Räumlichkeiten, in denen die Spielgeräte i.S. von §1 

Nrn. 5 und 6 aufgestellt sind, wenn sie/er für die Gestattung der Aufstellung ein 

Entgelt oder einen sonstigen Vorteil erhält; 

2. die wirtschaftliche Eigentümerin/der wirtschaftliche Eigentümer, der Spielgeräte i. S. 

von § 1 Nrn. 5 und 6. 

3. die Besitzerin/der Besitzer der Räume oder Grundstücke, in denen die Veranstaltung 

stattfindet, wenn sie/er im Rahmen der Veranstaltung Speisen oder Getränke verkauft 

oder unmittelbar an den Einnahmen oder dem Ertrag aus der Veranstaltung beteiligt 

ist. 

(4) Die Steuerschuldner sind Gesamtschuldner in Sinne des § 44 der Abgabenordnung 

(AO) i.V.m. § 11 Abs. 1 Nr. 2 b NKAG. 

§ 4 

Erhebungsformen 

(1) Die Steuer wird erhoben als 

 Kartensteuer, 

 Steuer nach der Veranstaltungsfläche, 

 Steuer nach der Roheinnahme, 

 Spielgerätesteuer, 

(2) Als Kartensteuer wird die Steuer bei Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 bis 3 erhoben, 

wenn die Teilnahme an der Veranstaltung von dem Erwerb von Eintrittskarten oder 

sonstigen Ausweisen abhängig ist. 

(3) Als Steuer nach der Veranstaltungsfläche wird die Steuer bei Veranstaltungen nach 

§ 1 Nr. 1 bis 3 erhoben, sofern die Voraussetzungen für die Kartensteuer nicht gegeben 

sind. 

(4) Als Steuer nach der Roheinnahme wird die Steuer erhoben bei Vorführungen von 

Filmen nach § 1 Nr. 3 in Kabinen und ähnlichen Einrichtungen und bei Veranstaltungen 

nach § 1 Nr. 4. 

 

(5) Als Spielgerätesteuer wird die Steuer in den Fällen des § 1 Nrn. 5 und 6 erhoben. 
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§ 5 

Beginn und Ende der sachlichen Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt in den Fällen des § 1 Nrn. 1 bis 4 mit Beginn der Veran-

staltung, in den Fällen des § 1 Nrn. 5 und 6 mit der Inbetriebnahme eines Spielgerätes 

an einem der in § 1 Nrn. 5 und 6 genannten Aufstellorte. 

(2) Die Steuerpflicht endet bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 bis 4 mit Beendigung der 

Veranstaltung, bei Spielgeräten nach § 1 Nr. 5 und 6, wenn das Spielgerät außer Betrieb 

gesetzt wird. 

§ 6 

Bemessungsgrundlage 

(1) Bemessungsgrundlage bei der Kartensteuer (§ 4 Abs. 2) ist grundsätzlich die Summe 

aller auf den ausgegebenen Karten oder sonstigen Ausweisen angegebenen Preise. An 

die Stelle des Kartenpreises tritt das tatsächliche Entgelt, wenn dieses nachweisbar höher 

oder niedriger oder auf der Karte nicht angegeben ist. 

(2) Entgelt i. S. von Absatz 1 ist die gesamte Vergütung, die für die Teilnahme an der 

Veranstaltung gefordert wird. Zum Entgelt gehören auch eine etwa gesondert gefor-

derte Steuer oder die Vorverkaufsgebühr. Die in einem Entgelt enthaltenen Beträge für 

Speisen, Getränke und sonstige Zugaben bleiben außer Ansatz. 

(3) Bei der Besteuerung nach § 4 Abs. 3 ist Bemessungsgrundlage die Veranstaltungs-

fläche. Dazu gehören die für die Vorführung und Zuschauer bestimmten Flächen ein-schl. 

der Ränge, Logen und Galerien, Wandelgänge und Erfrischungsräume, nicht dagegen die 

Bühnen- und Kassenräume, die Kleiderablage und die Toiletten. Findet die Veranstaltung 

ganz oder teilweise im Freien statt, so sind von den im Freien gelegenen Flächen nur die 

für die Vorführung und die Zuschauer bestimmten Flächen einschließlich der dazwischen 

gelegenen Wege und angrenzenden Veranden, Zelte und ähnliche Einrichtungen in die 

Bemessungsgrundlage einzubeziehen. 

(4) Bei der Besteuerung nach der Roheinnahme (§ 4 Abs. 4) gilt das gesamte Entgelt, 

das für die Teilnahme an der Veranstaltung gefordert wird, als Bemessungsgrundlage. 

(5) Bei der Spielgerätesteuer (§ 4 Abs. 5) ist Bemessungsgrundlage das Einspielergebnis 

des einzelnen Spielgerätes. 

(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulati-

onssicheren Zählwerken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch ge-

zählten Kasse (inklusive der Veränderungen der Röhreninhalte), abzüglich Nachfül-

lungen, Falschgeld und Fehlgeld. 

(7) Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken sind Geräte, deren Software die 

Daten lückenlos und fortlaufend aufzeichnet, insbesondere Aufstellort, Gerätenummer, 

Gerätenamen, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer des jeweiligen Ausdrucks, 

Datum der letzten Kassierung, elektronisch gezählte Kasse, Röhreninhalte. 

(8) Hat ein Spielgerät mehrere Spiel-, Geschicklichkeits- oder Unterhaltungseinrich-

tungen, die unabhängig voneinander und zeitgleich ganz oder teilweise nebeneinander 

entgeltpflichtig bespielt werden können, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein 

Spielgerät. 
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§ 7  

Steuersätze 

(1) Bei der Kartensteuer und der Steuer nach der Roheinnahme beträgt der Steuersatz 

1. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 v. H. 

2. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 2 v. H. 

3. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 3 v. H. 

der Bemessungsgrundlage. 

(2) Bei der Besteuerung nach der Veranstaltungsfläche beträgt der Steuersatz 

1. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 

2. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 2 

3. in allen übrigen Fällen 

1,00 Euro  

1,00 Euro  

0,50 Euro 
 

pro Veranstaltung für jede angefangenen 10 qm Veranstaltungsfläche. 

(3) Bei der Spielgerätesteuer in den Fällen des § 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz 

20 v. H. des Einspielergebnisses. 

(4) Bei Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeiten beträgt der Steuersatz für jeden 

angefangenen Kalendermonat und für jedes Gerät bei 

a) Geräten ohne Gewinnmöglichkeit, die 

in Spielhallen aufgestellt sind, mit 

Ausnahme der Geräte zu Buchst. c) und e) 

b) Geräten ohne Gewinnmöglichkeit, die nicht in 

Spielhallen aufgestellt sind, mit Ausnahme 

der Geräte zu Buchst. c) und e) 

30,00 Euro 

20,00 Euro 

 

c) Geräten, mit denen Gewalttätigkeiten gegen 

Menschen dargestellt werden oder die eine 

Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges 

zum Gegenstand haben, unabhängig vom 

Aufstellort 400,00 Euro 

 

d) Geräten oder vergleichbare Spielsysteme, die  

mit Weiterspielmarken, Chips, Token oder 

ähnlichen Spiel-/Wertmarken bespielt werden können 20,00 Euro 

e) elektronischen multifunktionalen Bildschirmgeräten 

ohne Gewinnmöglichkeit 20,00 Euro 

          f) (Musikautomaten) 20,00 Euro 
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§ 8 

Erhebungszeitraum 

 

(1)  Bei Veranstaltungen i. S. von § 1 Nrn. 1 bis 4 ist Erhebungszeitraum die Zeit vom 

Beginn bis zum Ende der Veranstaltung. 

(2)  Bei Geräten i. S. von § 1 Nrn. 5 und 6 ist Erhebungszeitraum der Kalendermonat. 

(3)  Die Stadt/Gemeinde .... kann widerruflich zulassen, dass in den Fällen des Absatzes 

1, in denen der Steuerschuldner mehrere Veranstaltungen durchführt, auch der 

Kalendermonat als Erhebungszeitraum gilt. 

§ 9 

Entstehung der Steuerschuld 

Die Steuerschuld entsteht im Falle des § 8 Absätze 1 und 3 mit Beginn der Veranstaltung 

und im Falle des § 8 Absatz 2 mit Ablauf des jeweiligen Erhebungszeitraumes. 

§ 10 

Steuererklärung und Steuerfestsetzung 

(1)  Der Steuerschuldner (§ 3) hat innerhalb von 10 Tagen nach Ablauf des Erhebungs-

zeitraums eine Steuererklärung auf einem von der Gemeinde Tülau vorgeschriebenen 

Vordruck einzureichen. 

 

(2) In den Fällen der Besteuerung nach § 4 Abs. 5 handelt es sich bei der Steuererklärung 

um eine Steueranmeldung i. S. des § 11 NKAG i. V. mit §§ 150, 168 AO. Die 

unbeanstandete Entgegennahme der Steueranmeldung gilt als Steuerfestsetzung unter 

dem Vorbehalt der Nachprüfung. Ein separater Steuerbescheid wird in diesem Fall nicht 

erteilt. 

 

(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit ist der letzte Tag des jeweiligen Erhebungs-

zeitraumes als Auslesetag der elektronisch gezählten Kasse zu Grunde zu legen. Für den 

folgenden Erhebungszeitraum ist lückenlos an den Auslesezeitpunkt des Auslesetages 

des vorherigen Erhebungszeitraumes anzuschließen. Der Steueranmeldung im Sinne des 

Absatz 2 sind die Zählwerksausdrucke für den Erhebungszeitraum beizufügen. Die 

Ausdrucke müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 

Aufstellort, Gerätenummer, Gerätenamen, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer 

des jeweiligen Ausdrucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch gezählte Kasse, 

Röhreninhalte. 

Die Eintragungen in der Selbsterklärung sind getrennt nach Aufstellorten und anschlie-

ßend aufsteigend nach Zulassungsnummern vorzunehmen. Die Zähl-werksausdrucke 

sind entsprechend der Vergnügungssteuererklärung zu sortieren. 

(4) Tritt im Laufe eines Erhebungszeitraums an die Stelle eines Apparates/Automaten 

ohne Gewinnmöglichkeit ein gleichartiger Apparat/Automat, so wird die hierfür festzu-

setzende Steuer für den Erhebungszeitraum nur einmal erhoben. 

(5) In den Fällen der Besteuerung nach § 4 Abs. 2 bis 4 setzt die Gemeinde Tülau die 

Steuer durch schriftlichen Bescheid fest. 
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(6) Gibt der Steuerschuldner seine Steuererklärung nicht, nicht rechnerisch richtig 

oder nicht rechtzeitig ab, so setzt die Gemeinde Tülau die Steuer durch schriftlichen 

Bescheid fest; gibt der Steuerschuldner seine Steuererklärung nicht vollständig ab, so 

kann die Gemeinde Tülau die Steuer durch schriftlichen Bescheid festsetzen. Dabei 

kann sie von den Möglichkeiten der Schätzung der Bemessungsgrundlage und der 

Festsetzung von Verspätungszuschlägen nach den Vorschriften der Abgabenordnung 

Gebrauch machen. 

§ 11 

Fälligkeit 

(1) In den Fällen der Besteuerung nach § 4 Abs. 5 hat der Steuerschuldner gleichzeitig 

mit der Abgabe der Steueranmeldung die errechnete Steuer an die Stadt-/Gemeinde-

kasse innerhalb von 10 Tagen nach Ablauf des Erhebungszeitraumes zu entrichten. 

(2) Ein durch schriftlichen Bescheid festgesetzter Steuerbetrag ist innerhalb von 

10 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten. 

§ 12 

Anzeige- und Aufbewahrungspflichten 

 

(1) Der Steuerschuldner hat die erstmalige Inbetriebnahme von Spielgeräten nach 

§ 1 Nr. 5 und 6 hinsichtlich der Art und Anzahl der Spielgeräte an einem Aufstellort bis 

zum 10.Tag des folgenden Kalendermonats anzuzeigen. Die Anzeige muss die Be-

zeichnung des Spielgerätes (Geräteart), den Gerätenamen, den Aufstellort, den Zeit-

punkt der Inbetriebnahme und bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit zusätzlich die Zu-

lassungsnummer enthalten. Die Anmeldung gilt für die gesamte Betriebszeit des und 

eines im Austausch an seine Stelle tretenden gleichartigen Gerätes. 

(2) Die Anzeigepflichten nach Absatz 1 gelten bei jeder den Spielbetrieb betreffenden 

Veränderung. 

(3) Die Außerbetriebnahme eines angemeldeten Apparates/Automaten oder des 

Austauschgerätes ist unverzüglich zu melden. 

(4) Der Steuerschuldner hat Veranstaltungen gemäß § 1 Nrn. 1 bis 3 bei der Gemeinde 

Tülau spätestens 10 Werktage vor Beginn der Veranstaltung anzuzeigen. Zur Anmeldung 

ist auch die Besitzerin/der Besitzer der dazu benutzten Räume und Grundstücke 

verpflichtet. 

(5) Bei Veranstaltungen desselben Steuerschuldners kann die Gemeinde Tülau eine 

einmalige Anmeldung für mehrere Veranstaltungen als ausreichend anerkennen. 

(6) Der Steuerschuldner hat alle Unterlagen, aus denen die Bemessungsgrundlagen 

hervorgehen, entsprechend den Bestimmungen des § 147 der Abgabenordnung 

aufzubewahren. 

§ 13 

Ausgabe von Eintrittskarten 

 

(1) Eintrittskarten müssen mit fortlaufenden Nummern und Steuerstempel versehen 

sein, die Veranstaltung kennzeichnen sowie das Entgelt oder die Unentgeltlichkeit an-

geben. 
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(2) Wird für die Teilnahme an einer Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der 

Steuerschuldner verpflichtet, an alle Personen, denen der Zutritt gestattet wird, Ein-

trittskarten oder sonstige Ausweise auszugeben. Die entwerteten Karten sind den Teil-

nehmerinnen/Teilnehmern zu belassen und von diesen den Beauftragten der Gemeinde 

Tülau auf Verlangen vorzuzeigen. 

 

(3) Der Steuerschuldner hat der Gemeinde Tülau vor der Veranstaltung ein Muster der 

Eintrittskarten oder der sonstigen Ausweise vorzulegen, die für die Veranstaltung aus-

gegeben werden sollen. Die Karten bzw. Ausweise müssen durch die Gemeinde Tülau 

genehmigt werden und mit einem Steuerstempel versehen sein. 

 

(4) Über die ausgegebenen Karten bzw. Ausweise hat der Steuerschuldner für jede 

Veranstaltung einen fortlaufenden Nachweis zu führen. Die nicht ausgegebenen Karten 

sind grundsätzlich zusammen mit der Steuererklärung bei der Gemeinde Tülau 

vorzulegen. 

§ 14 

Sicherheitsleistung 

Die Stadt/Gemeinde ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung gem. § 11 Abs. 1 Nr. 5 

Buchst. c) NKAG i. V. m. den §§ 241, 245 AO in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld 

zu verlangen. Eine festgesetzte Sicherheitsleistung ist mit Ablauf von 7 Kalendertagen 

nach Bekanntgabe oder Zustellung des Bescheides fällig. 

§ 15 

Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

(1) Die Gemeinde Tülau ist berechtigt auch während der Veranstaltung, zur Nachprüfung 

der Steuererklärung (Steueranmeldung) und zur Feststellung von Steuertatbeständen die 

Veranstaltungs- und Aufstellorte zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und die 

Vorlage aktueller Zählwerksausdrucke zu verlangen. 

(2) Die Gemeinde Tülau ist berechtigt, Außenprüfungen nach den §§ 193 ff. der 

Abgabenordnung durchzuführen. 

(3) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, bei der Überprüfung und der Außenprüfung 

dem/der von der Gemeinde Tülau. Beauftragten unentgeltlichen Zutritt zu den Veran-

staltungs- und Geschäftsräumen zu gestatten, alle für die Besteuerung bedeutsamen 

Auskünfte zu erteilen, sowie Räumlichkeiten, Zählwerksausdrucke und Geschäftsun-

terlagen, die für die Besteuerung von Bedeutung sind, zugänglich zu machen. 

§ 16 

Datenverarbeitung 

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung 

der Vergnügungssteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und 

grundstücksbezogenen Daten werden von der Gemeinde Tülau gemäß §§ 3 Satz 1, 5 Abs. 

1 Satz 1 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) i. V. mit § 11 des 

Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) und den dort genannten 

Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. Die Datenerhebung 

beim Finanzamt, beim Amtsgericht (Handelsregister), bei der Behörde für Geoin-

formation, Landentwicklung und Liegenschaften (Katasteramt) und bei den für das Ein-

wohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zuständigen Stellen 

der Gemeinde Tülau erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch den 

Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 

AO).  
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(2) Die Daten dürfen von dem Daten verarbeitenden Stelle nur zum Zweck der 

Steuererhebung nach dieser Satzung oder zur Durchführung eines anderen Abgabenver-

fahrens, das denselben Abgabenpflichtigen betrifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der 

Verarbeitung sind technische und organisatorische Maßnahmen des Datenschutzes und 

der Datensicherheit nach § 7 Abs. 2 NDSG getroffen worden. 

§ 17 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer 

1. entgegen § 10 die Steuererklärung nicht oder nicht innerhalb der dort be-

stimmten Frist abgibt; 

2. entgegen § 12 Abs. 1 bis 3 die Inbetriebnahme oder Veränderungen von bzw. 

bei Spielgeräten nicht bis zum 10. Tag des folgenden Kalendermonats anzeigt; 

3. entgegen § 12 Abs. 5 Veranstaltungen nicht 10 Werktage vor Beginn anzeigt; 

4. entgegen § 12 Abs. 6 alle Unterlagen, aus denen die Bemessungsgrundlagen 

hervorgehen, nicht entsprechend den Bestimmungen des § 147 der Abgaben-

ordnung aufbewahrt; 

5. entgegen § 13 Abs. 2 und Absatz 3 Satz 1 bei Veranstaltungen, bei denen der 

Zutritt entgeltlich ist, keine Karten ausgibt oder diese vorab der Gemeinde Tülau 

nicht zur Genehmigung vorgelegt hat; 

6. entgegen § 15 Abs. 3 die ihr / ihm obliegenden Pflichten nicht erfüllt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 10.000 Euro geahndet 

werden. 

§ 18 

Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 28.03.2024 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Vergnügungssteuersatzung vom 14.05.2001 in der 

zuletzt geltenden Fassung außer Kraft. 

Gemeinde Tülau  

Tülau, 28.02.2024 

(L. S.) 

Zenk 

Bürgermeister 
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Satzung                                                                                                                 

über die Aufhebung der Satzung der Gemeinde Dedelstorf über die Erhebung 

von Beiträgen nach § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes für 

straßenbauliche Maßnahmen (Straßenausbaubeitragssatzung – ABS) vom 

01.11.2018 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Dedelstorf in 

seiner Sitzung am 27.11.2023 die Aufhebung der Satzung der Gemeinde Dedelstorf 

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 des Niedersächsischen Kommunalab-

gabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen (Straßenausbaubeitragssatzung – ABS) 

vom 28.10.2020 beschlossen: 

 

§ 1 

Gegenstand und Zweck 

Die Satzung der Gemeinde Dedelstorf über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 des 

Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen 

(Straßenausbaubeitragssatzung – ABS) vom 28.10.2020 wird aufgehoben. 

 

§ 2 

Inkrafttreten  

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2024 in Kraft. 

Dedelstorf, den 05.02.2024 

(L. S.) 

Bührke 

Bürgermeisterin  

 

I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

der Gemeinde Leiferde für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Leiferde in der Sitzung am 14.12.2023 folgende Haushaltssatzung 

beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 und 2025 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt  

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                      2024                     2025 

der ordentlichen Erträge auf                                  5.906.000 €         6.097.400 € 

 der ordentlichen Aufwendungen auf                       6.812.900 €          6.656.100 € 

 

 der außerordentlichen Erträge auf                         1.201.000 €          1.201.000 € 

 der außerordentlichen Aufwendungen auf                           0 €                       0 € 

 

2. im Finanzhaushalt  

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit       5.648.800 €          5.909.200 € 

 der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit      6.376.600 €          6.249.300 € 
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 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit              1.254.100 €          1.205.600 € 

 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit             1.595.400 €          1.107.500 € 

  

 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit              341.300 €                       0 € 

 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit             148.600 €             140.100 € 

  

festgesetzt. 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes               7.244.200 €           7.114.800 € 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes              8.120.600 €           7.496.900 € 

 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen 

(Kreditermächtigung) werden 2024 auf 341.300 € und 2025 auf 0 € festgesetzt. 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 935.000 € festgesetzt. 

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 

Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 941.400 € 

festgesetzt.  

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2025 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 

Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 984.800 € 

festgesetzt.  

§ 5 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für die Haushaltsjahre 2024 und 

2025 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer  

 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 490 v.H.  

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)  490 v.H.  

2. Gewerbesteuer  380 v.H. 

§ 6 

1. Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 Abs. 1 

KomHKVO sind solche, deren Kosten im Einzelfall den Betrag von 50.000 € 

übersteigen. Es ist dann ein Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in 

Betracht kommenden Möglichkeiten durchzuführen, um die wirtschaftlichste 

Lösung ermitteln zu können. 

 

2. Auszahlungs- oder Aufwandssteigerungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 

NKomVG sind dann erheblich, wenn sie den Betrag von 125.000 € übersteigen 

und keine Deckung aus Mehrerträgen/-einzahlungen oder Minderaufwendungen/-

auszahlungen gegeben ist. 
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3. Ein Fehlbetrag ist im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG erheblich, wenn er 

den Betrag von 400.000 € übersteigt. 

 

Leiferde, 14.12.2023 

Zobjack 

Gemeindedirektor 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 und 2025 wird hiermit 

verkündet. 

 

Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis 

Gifhorn am 18.3.2024 erteilt worden. 

       

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04.2024 bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Meinersen öffentlich aus. 

 

Leiferde, den 22.3.2024              

 

Zobjack 

Gemeindedirektor 

 

Hauptsatzung der Gemeinde Leiferde 

 

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde 

Leiferde in seiner Sitzung am 14.03.2024 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

 

§ 1 

Name und Sitz 

 

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Leiferde“ und Bezeichnung „Gemeinde“. 

 

(2) Sie hat die Rechtsstellung einer kreisangehörigen Gemeinde. 

 

(3) Die Gemeinde gehört der Samtgemeinde Meinersen an. 

 

(4) Sie hat ihren Sitz in Leiferde, Landkreis Gifhorn. Das Gebiet der Gemeinde 

Leiferde besteht aus den Ortsteilen Leiferde und Dalldorf. 

 

§ 2 

Hoheitszeichen, Dienstsiegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Leiferde zeigt: 

 

 „Über silbernem Wellenschildfuß – darinnen Wellenzeichnung – in Blau ein rechts 

 gewendeter waagerechter, silberner Karpfen.“ 

 

(2) Die Farben der Gemeinde Leiferde sind Blau und Silber. 

(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Gemeinde Leiferde, 

Landkreis Gifhorn“. 
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§ 3 

Wertgrenzen für Ratsaufgaben 

 

(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Rat, wenn 

der Vermögenswert 2.500,00 € übersteigt. Dies gilt nicht für Verfügungen über 

bewilligte Haushaltsmittel. 

(2) Über Verträge der Gemeinde nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit Mitgliedern 

der Vertretung, sonstigen Mitgliedern von Ausschüssen oder mit dem/der 

Gemeindedirektor*in beschließt der Rat, es sei denn, dass es sich um Verträge 

aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden 

Verwaltung handelt, deren Vermögenswert 5.000,00 € nicht übersteigt. 

(3) Für die Abgrenzung der Geschäfte der laufenden Verwaltung beschließt der 

Gemeinderat besondere Richtlinien. 

(4) Über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen mit einem Wert von über 100,00 € bis zu 2.000,00 € entscheidet 

der Verwaltungsausschuss (§§ 111 Abs. 7 NKomVG, 25a GemHKVO) 

§ 4 

Verwaltungsausschuss 

  

 Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses 

 als Zuhörer*in teilzunehmen. 

§ 5 

Teilnahme durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik 

 

(1) Abgeordnete, ausgenommen die oder der Vorsitzende der Vertretung können an  

(öffentlichen) Sitzungen der Vertretung durch Zuschaltung per 

Videokonferenztechnik teilnehmen, wenn dies von dem/der Gemeindedirektor*in 

im Benehmen mit der oder dem Vorsitzende*n der Vertretung in der Ladung 

zugelassen wurde.  

(2) Die Teilnahme an einer Sitzung durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik ist 

der Verwaltung in der Regel am 5. Tag vor der Sitzung anzuzeigen. 

(3)  Sind auf der Tagesordnung Wahlen im Sinne des § 67 NKomVG, geheime 

Abstimmungen nach § 66 Abs. 2 NKomVG oder Beratungen von 

Angelegenheiten, zu deren die Geheimhaltung die Kommune nach § 6 Abs. 3 

Satz 1 NKomVG verpflichtet ist, vorgesehen, so ist eine Teilnahme durch 

Zuschaltung per Videokonferenztechnik unzulässig. 

(4)  Anhörungen nach § 62 Abs. 2 NKomVG können durch Zuschaltung der 

anzuhörenden Person per Videokonferenztechnik durchgeführt werden. 

(5)  Die oder der Vorsitzende stellt zu Beginn der Sitzung durch namentliche 

Nennung für das Protokoll fest, welche Abgeordneten durch Zuschaltung per 

Videokonferenztechnik an der Sitzung teilnehmen. Die zugeschalteten 

Abgeordneten stimmen nach namentlichem Aufruf durch die oder den 

Vorsitzende*n ab.  

(6) Die Absätze 1 – 4 gelten für die Sitzungen des Hauptausschusses entsprechend.  
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§ 6 

Vertreter des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 

 

(1) Der/Die Bürgermeister*in wird beim Vorsitz im Rat und Verwaltungsausschuss 

sowie in den Fällen des § 81 Abs. 2 Satz 1 NKomVG durch zwei gleichberechtigte 

stellvertretende Bürgermeister*innen vertreten. 

(2) Sind diese verhindert, so wählt der Rat unter dem Vorsitz des ältesten 

anwesenden hierzu bereiten Ratsmitgliedes für die Dauer der Verhinderung, 

längstens für die Dauer der Sitzung eine/n Vorsitzende*n aus seiner Mitte.  

§ 7 

Unterrichtung der Einwohner*innen/Einwohnerversammlungen 

 

(1) Der/Die Gemeindedirektor*in unterrichtet die Einwohner*innen bei Bedarf über  

            wichtige Angelegenheiten der Gemeinde. 

(2) Der/Die Gemeindedirektor*in unterrichtet die Einwohner*innen bei Bedarf in 

Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des 

Gemeindegebietes rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, 

Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vorhaben der 

Gemeinde. Dabei haben die Einwohner*innen Gelegenheit zu Fragen und zur 

Meinungsäußerung und Anspruch auf Erörterung. Weitergehende Vorschriften 

über förmliche Beteiligungs- und Anhörungsverfahren bleiben unberührt. 

(3) Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gem. § 9 

mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 

§ 8 

Anregungen und Beschwerden an den Rat 

 

(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 

schriftlich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der Gemeinde 

an den Rat zu wenden. Der/Die Gemeindedirektor*in leitet an den Rat gerichtete 

Eingaben sowohl an diesen als auch an die sonst zuständige Stelle weiter. Der 

Rat kann die Erledigung dem Verwaltungsausschuss übertragen. Der/Die 

Gemeindedirektor*in unterrichtet die antragstellende Person über die Art der 

Erledigung. 

(2) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen und Beschwerden erledigt 

die zuständige Stelle. Der/Die Gemeindedirektor*in entscheidet über die 

Unterrichtung des Rates. Der/Die Gemeindedirektor*in unterrichtet die 

antragstellende Person über die Art der Erledigung. 

(3) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von 

mehreren Personen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie 

eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als 

fünf antragstellenden Personen können bis zu zwei Vertreter*innen benannt 

werden. Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange dem nicht 

entsprochen ist. 

(4) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde zum 

Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss 

vom Gemeindedirektor/von der Gemeindedirektor*in ohne Beratung den 

antragstellenden Personen mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für 

Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. 

Fragen, Erklärungen, Absichten usw.). 
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(5) Anregungen und Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen 

die guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den 

Verwaltungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen. 

(6) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren 

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder 

Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder 

Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder 

Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 

(7) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem 

Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat 

gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der 

Verwaltungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung 

an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 

§ 9 

Bekanntmachungen 

 

(1)  Öffentliche Bekanntmachungen veranlasst der/die Gemeindedirektor*in. 

(2) Verordnungen und Satzungen werden im Amtsblatt für den Landkreis Gifhorn       

bekanntgemacht. 

(3) Sonstige Bekanntmachungen werden in den Aushangkästen der Gemeinde 

veröffentlicht. Die Aushangkästen befinden sich im Ortsteil Leiferde am 

Dorfgemeinschaftshaus und im Ortsteil Dalldorf am Dorfgemeinschaftshaus. 

(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung, einer 

Verordnung oder einer sonstigen Bekanntmachung, so kann die 

Bekanntmachung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie in der 

Verwaltungsaußenstelle Leiferde der Samtgemeinde Meinersen während der 

Dienststunden zur Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung oder Verordnung 

wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentlichung der 

Satzung, Verordnung oder sonstigen Bekanntmachung wird auf die 

Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewiesen. 

(5) Die Dauer des Aushangs gem. Abs. 3 und 4 beträgt eine Woche, soweit durch  

Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für 

den Landkreis Gifhorn in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die 1. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Gemeinde 

Leiferde vom 25.09.2013 außer Kraft. 

 

Leiferde, den 14.03.2024 

Gemeinde Leiferde 

Zobjack 

Gemeindedirektor 
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I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

der Gemeinde Meinersen für den Doppelhaushalt 2024/2025 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Meinersen in der Sitzung am 12.12.2023 folgende Haushaltssatzung 

beschlossen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für den Doppelhaushalt 2024/2025 wird 

            2024   2025 

1. im Ergebnishaushalt  

     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 der ordentlichen Erträge auf                       8.539.900 Euro 8.952.500 Euro 

 der ordentlichen Aufwendungen auf                          10.189.900 Euro 10.534.400 Euro 

 

 der außerordentlichen Erträge auf     349.400 Euro 349.400 Euro 

 der außerordentlichen Aufwendungen auf              0 Euro  0 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt  

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

2.1 der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 8.045.100 Euro 8.413.200 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 9.394.200 Euro 9.670.200 Euro 

 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.141.900 Euro 3.036.000 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 3.706.300 Euro 4.280.000 Euro 

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.564.400 Euro 1.244.000 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit    229.200 Euro 263.100 Euro 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                 11.751.400 Euro    12.693.200 Euro 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                13.329.700 Euro 14.213.300 Euro 

 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird für das Haushaltsjahr 

2024 auf 1.564.400 € und für das Haushaltsjahr 2025 auf 1.244.000 € festgesetzt. 

 

§ 3 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 1.000.000 € festgesetzt.  
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§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem in den Haushaltsjahren 2024 und 2025 

Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 

werden dürfen, wird auf 1.340.000 € für 2024 und auf 1.402.000 € für 2025 festgesetzt.  

§ 5 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahre 2024 und 

2025 wie folgt festgesetzt: 

1.   Grundsteuer  

 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 450 v.H.  

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)  450 v.H.  

2.   Gewerbesteuer  380 v.H. 

 

§ 6 

1. Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 Abs. 1 

KomHKVO sind solche, deren Kosten im Einzelfall den Betrag von 80.000 € 

übersteigen. Es ist dann ein Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in 

Betracht kommenden Möglichkeiten durchzuführen, um die wirtschaftlichste 

Lösung ermitteln zu können. 

 

2. Auszahlungs- oder Aufwandssteigerungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 

NKomVG sind dann erheblich, wenn sie den Betrag von 250.000 € übersteigen 

und keine Deckung aus Mehrerträgen/-einzahlungen oder Minderaufwendungen/-

auszahlungen gegeben ist. 

 

3. Ein Fehlbetrag ist im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG erheblich, wenn er 

den Betrag von 800.000 € übersteigt. 

 

Meinersen, 12.12.2023 

Weichsler 

Gemeindedirektor 

 

ll. 

Die vorstehende Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 wird hiermit 

verkündet. 

Die nach den §§ 119 Abs.4 und 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist 

durch den Landkreis Gifhorn am 18.03.2024 erteilt worden. 

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04. bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Meinersen öffentlich aus. 

Meinersen, 21.03.2024 

Weichsler 

Gemeindedirektor 
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Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Meinersen 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch Art. 2 Nieders. 

Stiftungsrecht-AnpG vom 11.10.2023 (Nds. GVBl. S. 250) und der §§ 6 und 6 b der 

Neufassung des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 

20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121) Zuletzt geändert durch Art. 4 G zur Änd. des 

VerwaltungsvollstreckungsG und weiterer Gesetze vom 22.9.2022 (Nds. GVBl. S. 589) 

hat der Rat der Gemeinde Meinersen in seiner Sitzung am 22.02.2024 folgende Satzung 

beschlossen: 

 

§ 1 

Beitragsfähige Maßnahmen 

 

(1) Zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 

Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze 

(öffentliche Einrichtungen) erhebt die Gemeinde Meinersen – sofern 

Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff BauGB nicht erhoben werden können – 

nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grundstückeigentümern, denen 

die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere 

wirtschaftliche Vorteile bietet. 

 

(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tatsächlichen oder 

rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege und die 

anderen Straßen im Außenbereich, die die Gemeinde für den öffentlichen Verkehr 

gewidmet hat (§ 47 Nr. 3 NStrG). 

 

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne 

Ausbaumaßnahme. Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte 

Teile einer Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren 

Abschnitt einer Maßnahme (Abschnittsbildung) gesondert ermitteln.  

 

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahmen werden durch das 

Bauprogramm bestimmt. Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos 

festgelegt. 

 

§ 2 

Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 

 

Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten 

1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der 

für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen 

Einrichtungen benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der 

Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der 

Bereitstellung; 

 

2. für die Freilegung der Fläche; 
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3. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der 

Fahrbahn mit Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und 

Vertiefungen einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie 

Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus; 

 

4. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von  

a) Randsteinen und Schrammborden, 

b) Rad- und Gehwegen, 

c) kombinierten Rad- und Gehwegen, 

d) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

e) niveaugleichen Mischflächen, 

f) Bushaltestellen und Busbuchten, 

g) Rinnen- und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der 

öffentlichen Einrichtungen, 

h) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

i) Parkflächen (auch Standspuren) und Grünanlagen soweit sie Bestandteil der 

öffentlichen Einrichtungen sind; 

 

5. für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von 

Wegen, Plätzen und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Nr. 3; 

 

6. der Fremdfinanzierung; 

 

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maßnahme 

bewirkten Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind; 

 

8. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 

 

9. für die vom Personal der Gemeinde für Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 zu 

erbringenden Werk- und Dienstleistungen. 

§ 3 

Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

 

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 

 

(2) Der Aufwand für  

1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,  

3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus, 

 

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.  

§ 4 

Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Aufwand 

 

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der 

Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung ergebenden besonderen Vorteils 

von dem beitragsfähigen Aufwand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den 

übrigen Teil des beitragsfähigen Aufwandes tragen die Beitragspflichtigen und die 



ABL Nr.  3/2024 

119 

 

Gemeinde, soweit sie Eigentümerin oder Erbbauberechtigte eines 

berücksichtigungspflichtigen Grundstücks ist.  

 

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung durch die 

Allgemeinheit auf die Gemeinde entfallende Anteil am beitragsfähigen Aufwand 

beträgt: 

 

1. bei öffentlichen Einrichtungen, die deutlich überwiegend  

dem Anliegerverkehrs dienen, sowie bei verkehrs- 

beruhigten Wohnstraßen 40 v. H., 

 

2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem inner- 

örtlichen Verkehr 

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und  

Sicherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz- 

und Stützmauern, Radwege, Busbuchten und 

Bushaltestellen 70 v. H., 

b) für kombinierte Rad- und Gehwege 55 v. H., 

c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde, 

     sowie für Grünanlagen als Bestandteil der  

     öffentlichen Einrichtung        45 v. H., 

d) Einrichtungen zur Straßenentwässerung 60 v. H., 

e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne 

Busbuchten und Bushaltestellen 40 v. H., 

f) für niveaugleiche Mischflächen 60 v. H., 

 

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend  

dem Durchgangsverkehr dienen,  

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und  

Sicherheitsstreifen sowie Böschungen, Schutz-  

und Stützmauern, Radwege, Busbuchten und  

Bushaltestellen 80 v. H., 

b) für kombinierte Rad- und Gehwege 65 v. H., 

c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde, 

sowie für Grünanlagen als Bestandteil der 

öffentlichen Einrichtung 55 v. H., 

d) Einrichtungen zur Straßenentwässerung 65 v. H., 

e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne 

Busbuchten und Bushaltestellen 50 v. H., 

4. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG, die 

deutlich überwiegend dem Anliegerverkehr dienen 40 v. H., 

5. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG, bei 

denen Anlieger- und Durchgangsverkehr in etwa gleich stark  

sind oder bei denen der Durchgangsverkehr überwiegt 70 v.H., 

 

6. bei Fußgängerzonen 30 v. H.. 

 

(3) Zuschüsse Dritter werden, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, 

zunächst zur Deckung des beitragsfähigen Aufwandes verwendet. 
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(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten 

durch eine ergänzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn 

wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemessung sprechen. 

 

§ 5 

Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwands 

 

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen 

aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen 

Einrichtung oder eines bestimmten Abschnitts von ihr besteht 

(berücksichtigungspflichtige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese 

Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke 

aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach den §§ 

6 und 7 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben. 

 

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im 

bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungspflichtiger 

Grundstücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des 

Nutzungsfaktors nach § 6. Für die übrigen Flächen – einschließlich der im 

Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsplangrenze, der 

Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder einer Tiefenbegrenzungslinie – 

richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 7. 

 

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungspflichtigen 

Grundstücken,  

 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und 

mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks; 

 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich 

hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes; 

 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei 

Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die 

Fläche im Satzungsbereich; 

 

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 

besteht, 

 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

(§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und 

teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der 

öffentlichen Einrichtung und einer Linie, die in einem gleichmäßigen 

Abstand von 50 m zu ihr verläuft;  
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5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus 

bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen 

Einrichtung und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand 

verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung 

entspricht. 

  

(4) Bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die  

 

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar 

sind (z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) 

oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, 

 

oder 

 

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen 

entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise 

nutzbar sind (landwirtschaftliche Nutzung), 

 

ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu 

legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.  

§ 6 

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp. 

 

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, 

die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse 

bestimmt. 

 

Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen 

Vorschriften Vollgeschosse sind. Kirchengebäude und Biogasanlagen werden stets 

wie eine Bebauung mit einem Vollgeschoss behandelt. Besteht im Einzelfall wegen 

der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss i. S. der 

Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten 

Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 

genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als 

ein Vollschoss gerechnet. 

 

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres 

Vollgeschoss um 0,25. 

 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 bestimmten 

Flächen – bei Grundstücken, 

 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen 

(§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2), 

 

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der 

Vollgeschosse; 

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der 

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und 

Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen 

anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige 
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Gebäudehöhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei 

Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird; 

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die 

Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl 

festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, 

wobei bei einer Bruchzahl bis 0,49 abgerundet und bei einer Bruchzahl 

ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird; 

d) auf denen nur Garagen, Stellplätze, Parkhäuser oder eine 

Tiefgaragenanlage errichtet werden dürfen, die Zahl von einem 

Vollgeschoss je Nutzungsebene, 

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung 

festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss, 

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung 

festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen, 

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch 

die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, 

der in der näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder 

tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) - c); 

 

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) – g) oder 

die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) 

bzw. lit. c) überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der 

Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung 

ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 

 

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb 

des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 bis  

Nr. 5), wenn sie  

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse, 

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend 

vorhandene Vollgeschosse. 

 

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird 

vervielfacht mit 

 

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 

BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3,  

§ 4 und 4 a BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO), Mischgebietes (§ 6 

BauNVO) oder Sondergebietes i. S. von § 10 BauNVO oder ohne 

ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes 

überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung 

ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, 

Praxen für freie Berufe) genutzt wird; 

 

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 

BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 

BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) 

oder Sondergebietes i. S. von § 11 BauNVO liegt. 

 

(5) Bei baulich oder gewerblich nutzbaren Grundstücken, die nicht unter Absatz 4 Nr. 

1 und 2 fallen, und die an zwei oder mehreren öffentlichen Einrichtungen im Sinne 
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dieser Satzung liegen, wird die ermittelte Beitragsfläche nur zu 2/3 angesetzt. 

Den dadurch entstehenden Ausfall trägt die Gemeinde.  

§ 7 

Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 

 

(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die 

 

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan  

nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise  

nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer- 

kleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils  

so genutzt werden 0,5, 

 

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen 

in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z. B. 

landwirtschaftliche Nutzung), wenn 

 

a) sie ohne Bebauung sind, bei 

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren  

Wasserflächen            0,0167, 

bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Garten- 

land                                                                                    0,0333, 

cc) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau pp.) 1,0, 

was auch dann gilt, wenn sich auf Teilflächen von ihnen 

Windkraft- oder selbständige Photovoltaikanlagen 

befinden, 

 

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen  

Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden  

(z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder,  

Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung) 0,5, 

 

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hof- 

stellen einschließlich der auf ihnen im Rahmen der  

landwirtschaftlichen Nutzung betriebene Biogasan- 

lagen oder landwirtschaftliche Nebengebäude  

(z. B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teil- 

fläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche 

der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 

0,2 ergibt, 1,0, 

mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes  

weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die  

Restfläche gilt lit. a), 

 

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung  

besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der  

Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grund- 

flächenzahl 0,2 ergibt,  1,0 
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mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes  

weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss,  

für die Restfläche gilt lit. b), 

e) auf ihnen außerhalb von landwirtschaftlichen Hof- 

stellen Biogasanlagen gewerblich betrieben werden, 

für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der  

Grundfläche der Einrichtungen der Biogasanlage 

geteilt durch die Grundflächezahl 0,2 ergibt, 1,5 

für die Restfläche gilt lit. a) 

f) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche,  

die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten  

geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt, 1,5 

mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere  

tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt  

lit. a), 

 

g) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung  

nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung  

erfassten Teilflächen  

 

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbe- 

 betrieben dienen, 1,5 

 mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes 

weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss 

bb) mit sonstigen Baulichkeiten  1,0 

 mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes  

weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, 

cc) ohne Bebauung  1,0 

für die Restfläche gilt lit. a). 

 

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 Abs. 1. 

§ 8 

       Aufwandsspaltung 

 

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenbaubeitrag selbständig 

erhoben werden für  

 

1. die Kosten des Grunderwerbs der öffentlichen Einrichtung, 

 

2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaßnahme, 

 

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn, 
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4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege oder 

eines von ihnen, 

 

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege oder 

eines von ihnen, 

 

6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter Rad- 

und Gehwege oder eines von ihnen, 

 

7. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberflächen- 

entwässerung der öffentlichen Einrichtung, 

 

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parkflächen, 

 

9. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung des Straßen- 

begleitgrüns. 

 

§ 9 

Entstehung der Beitragspflicht 

 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme. 

 

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der 

Beendigung der Teilmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der 

Aufwandsspaltung. 

 

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die 

Beitragspflicht mit der Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch 

mit dem Abschnittsbildungsbeschluss. 

 

(4) Die in Abs. 1 – 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die 

technischen Arbeiten entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten 

Bauprogramm fertiggestellt sind und der Aufwand berechenbar ist. 

 

§ 10 

Vorausleistungen 

 

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt 

werden, sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die 

Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 

Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.  
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§ 11 

Beitragspflichtige 

 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 

belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

 

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und 

Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 

ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines 

Erbbaurechts auf diesem und im Falle von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem 

Wohnungs- oder Teileigentum. 

 

§ 12 

Beitragsbescheid 

 

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen 

Bescheid festgesetzt. 

§ 13 

Fälligkeit, Verrentung 

 

(1) Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen 

Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

(2) Die Gemeinde kann auf Antrag die Verrentung eines Beitrages oder einer 

Vorausleistung ab einer Höhe von 2.000,00 € zulassen. Der Antrag ist vor 

Fälligkeit des Beitrages bzw. der Vorausleistung zu stellen. 

(3) Wird die Verrentung bewilligt, so wird der Beitrag oder die Vorausleistung in eine 

Schuld umgewandelt, die in bis zu 20 Jahresleistungen zu entrichten ist. Die Höhe 

der Jahresleistung und der Zeitpunkt ihrer jeweiligen Fälligkeit werden im 

Bescheid bestimmt. Der jeweilige Restbetrag wird jährlich mit 2 % über den zu 

Beginn des Jahres geltenden Basiszinssatz nach § 247 BGB verzinst. 

(4) Eine Restschuld ist 4 Jahre nach Eintritt der erstmaligen Fälligkeit des Beitrages 

bzw. der Vorausleistung auf Kosten des Beitragspflichtigen bzw. 

Vorausleistungspflichtigen grundbuchlich durch Eintragung einer Grundschuld 

(Sicherungshypothek) zu sichern. 

(5) Der Beitragspflichtige bzw. Vorausleistungspflichtige kann den jeweiligen 

Restbetrag jederzeit tilgen. Bei Veräußerung des Grundstückes oder des 

Erbbaurechtes wird der Beitrag bzw. die Vorausleistung in voller Höhe des 

Restbetrages fällig. 

(6) Die Befugnis Beiträge und Vorausleistungen nach der Abgabenordnung zu 

stunden, bleibt hiervon unberührt. 
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§ 14 

Ablösung 

 

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 

durch Vertrag vereinbart werden. 

 

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die Ausbaumaßnahme i. S. von 

§ 1 entstehende Ausbauaufwand anhand von bereits vorliegenden Unter-

nehmerrechnungen und im Übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie den 

Kosten für den Ausbau von Teileinrichtungen bei vergleichbaren öffentlichen 

Einrichtungen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 auf die Grundstücke 

zu verteilen, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der 

betreffenden öffentlichen Einrichtung besteht. 

 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig 

abgegolten. 

 

(4) Ein Ablösevertrag wird wirksam, wenn der auf das betroffene Grundstück 

entfallende Ausbaubeitrag das Doppelte oder mehr als das Doppelte oder die 

Hälfte oder weniger als die Hälfte des Ablösebetrages ausmacht. In einem solchen 

Fall ist der Ausbaubeitrag durch Beitragsbescheid festzusetzen und unter 

Anrechnung des gezahlten Ablösebetrages anzufordern oder die Differenz 

zwischen gezahlten Ablösebetrag und Ausbaubeitrag zu erstatten. 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

vom 10.12.2020 außer Kraft. 

Meinersen, 22.02.2024 

(L. S.) 

Weichsler 

Gemeindedirektor 

 
I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

der Gemeinde Müden für den Doppelhaushalt 2024 / 2025 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Müden in der Sitzung am 06.12.2023 folgende Haushaltssatzung 

beschlossen:  

§ 1 

Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 wird 
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            2024  2025 

1. im Ergebnishaushalt  

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 der ordentlichen Erträge auf                                   6.022.000 Euro 6.339.400 Euro 

 der ordentlichen Aufwendungen auf                        6.845.200 Euro        7.177.100 Euro 

 

 der außerordentlichen Erträge auf     172.500 Euro 44.300 Euro 

 der außerordentlichen Aufwendungen auf        0  Euro  0 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt  

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

2.1 der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 5.656.000 Euro   5.898.500 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 6.300.600 Euro 6.545.800 Euro 

 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 1.143.400 Euro 1.525.600 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 2.897.500 Euro 2.042.500 Euro 

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.754.100 Euro 516.900 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit      70.100 Euro 111.600 Euro 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes    8.553.500 Euro 7.941.000 Euro 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes   9.268.200 Euro 8.699.900 Euro 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird für das Haushaltsjahr 

2024 auf 1.754.100 € und für das Haushaltsjahr 2025 auf 516.900 € festgesetzt. 

 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 4.292.900 € festgesetzt.  

§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem in den Haushaltsjahren 2024 und 2025 

Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 

werden dürfen, wird auf 942.000 € für 2024 und auf 983.000 € für 2025 festgesetzt.  

§ 5 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für die Haushaltsjahre 2024 und 

2025 wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer  

 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 490 v.H.  

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)  490 v.H.  

2. Gewerbesteuer  390 v.H. 
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§ 6 

1. Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 Abs. 1 

KomHKVO sind solche, deren Kosten im Einzelfall den Betrag von 75.000 € 

übersteigen. Es ist dann ein Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht 

kommenden Möglichkeiten durchzuführen, um die wirtschaftlichste Lösung ermitteln 

zu können. 

 

2. Auszahlungs- oder Aufwandssteigerungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG 

sind dann erheblich, wenn sie den Betrag von 275.000 € übersteigen und keine 

Deckung aus Mehrerträgen/-einzahlungen oder Minderaufwendungen/-auszahlungen 

gegeben ist. 

 

3. Ein Fehlbetrag ist im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG erheblich, wenn er den 

Betrag von 200.000 € übersteigt. 

 

Müden, den 06.12.2023 

Hesse   

Gemeindedirektor 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 und 2025 wird hiermit 

verkündet. 

 

Die nach § 119 Abs. 4 und § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch 

den Landkreis Gifhorn am 15.3.24 erteilt worden. 

       

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04.2024 bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Meinersen öffentlich aus. 

 

Müden, den 20.03.2024     

 

Schiesgeries 

Bürgermeisterin 

 

Öffentliche Bekanntmachung der Jahresabschlüsse 2016, 2017 und 2018 der 

Samtgemeinde Papenteich 

 

Der Rat der Samtgemeinde Papenteich hat in seiner Sitzung am 12.03.2024 die 

Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre 2016, 2017 und 2018 gemäß § 129 Abs. 1 

NKomVG beschlossen und der Samtgemeindebürgermeisterin für diese Jahre die 

Entlastung erteilt. 

 

Die Jahresabschlüsse und die Schlussberichte des Rechnungsprüfungsamtes liegen 

gemäß §§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG vom 02.04.2024 bis 10.04.2024 

während der allgemeinen Öffnungszeiten im Rathaus der Samtgemeinde Papenteich zur 

Einsichtnahme öffentlich aus.  

 

Meine, 25.03.2024 

 

Kielhorn 

Samtgemeindebürgermeisterin 
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Satzung über die Entschädigung der Ratsmitglieder, der Ehrenbeamtinnen bzw. 

Ehrenbeamten und der sonstigen ehrenamtlich tätigen Personen 

(Entschädigungssatzung) der Samtgemeinde Papenteich 

 

 

Aufgrund der §§ 10, 44, 54 und 55 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Samtgemeinde 

Papenteich in seiner Sitzung am 23.01.2024 die folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1  

Allgemeines 

 

(1)  Die Tätigkeit als Ratsmitglied oder Ehrenbeamte bzw. Ehrenbeamter sowie 

sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Samtgemeinde wird grundsätzlich 

unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Ersatz von Auslagen, 

Kinderbetreuungsaufwendungen und Verdienstausfall sowie Zahlung eines 

Pauschalstundensatzes für ausschließliche Haushaltsführung oder Nachteile im 

beruflichen Bereich besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach dieser Satzung. 

Aufwandsentschädigungen werden nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt. 

 

(2)  Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat 

gezahlt. Das gilt auch dann, wenn die Empfängerin oder der Empfänger das Amt 

nur für einen Teil des Monats innehat. Die monatlichen Aufwandsentschädigungen 

nach § 3 werden im Voraus gezahlt. Die monatlichen Aufwandsentschädigungen 

nach § 2 werden in die vierteljährliche Sitzungsgeldabrechnung einbezogen. Führt 

die Empfängerin oder der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine 

Dienstgeschäfte ununterbrochen - den Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger 

als 2 Monate nicht, so ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über 2 

Monate hinausgehende Zeit auf 50 %. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält die 

vertretende Person 75 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Die 

bisherige Aufwandsentschädigung der vertretenden Person entfällt für diesen 

Zeitraum. 

 

(3)  Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder 

einem Empfänger einer Aufwandsentschädigung endgültig beendet, so erhält die 

vertretende Person vom Beginn des nächsten Kalendermonats an die 

Aufwandsentschädigung unter Fortfall ihrer bisherigen Aufwandsentschädigung in 

voller Höhe. Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 

(4)  Für eine Fahrkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz 

gezahlt wird (pauschale Fahrkostenentschädigung), gilt Abs. 2 Satz 1 bis 3 

entsprechend. 

 

(5)  Ist die Empfängerin bzw. der Empfänger einer pauschalen 

Fahrkostenentschädigung an der Ausübung ihrer bzw. seiner ehrenamtlichen 

Tätigkeit vorübergehend verhindert, so entfällt die pauschale 

Fahrkostenentschädigung vom Beginn des folgenden Kalendermonats an für jeden 

Kalendermonat der Verhinderung. Für den gleichen Zeitraum erhält die vertretende 

Person die pauschale Fahrkostenentschädigung der vertretenen Person unter 

Fortfall einer evtl. eigenen Fahrkostenentschädigung. Bei Wiederaufnahme der 

ehrenamtlichen Tätigkeit erhält die vertretene Person ihre pauschale 

Fahrkostenentschädigung vom folgenden Monat an. 
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(6)  Wird die Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit von einer Empfängerin oder 

einem Empfänger einer pauschalen Fahrkostenentschädigung endgültig beendet, 

so erhält die vertretende Person vom Beginn des nächsten Kalendermonats an die 

pauschale Fahrkostenentschädigung unter Fortfall einer evtl. eigenen 

Fahrkostenentschädigung in voller Höhe. Ruht das Mandat, so wird keine 

Fahrkostenentschädigung gezahlt. 

 

§ 2 

Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld für Ratsmitglieder 

 

(1) Die Ratsmitglieder erhalten als Aufwandsentschädigung einen monatlichen 

Pauschalbetrag von 30,00 € und zugleich für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- 

und Fraktions-/Gruppensitzungen ein Sitzungsgeld von 25,00 € je Sitzung. Jährlich 

werden bis zu 12 Fraktions-/Gruppensitzungen abgegolten. Die Zahl kann der 

Samtgemeindeausschuss bei Bedarf erhöhen. 

 

(2) Sitzungsgeld wird auch für sonstige Veranstaltungen in Ausübung des Mandats 

gewährt (Besprechungen, Besichtigungen, Empfänge usw.), sofern die 

Samtgemeinde dazu eingeladen hat oder die Teilnahme von der 

Samtgemeindebürgermeisterin bzw. vom Samtgemeindebürgermeister genehmigt 

worden ist. Ausgenommen von dieser Regelung sind Vorbesprechungen von Rats-, 

Ausschuss- oder Fraktions-/Gruppensitzungen sowie Sitzungen der Fraktions- oder 

Gruppenvorstände. 

 

(3) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit 

Ausnahme der Fahrkosten nach § 5 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über 

die Reisekosten in § 11. Sie umfasst nicht den Ersatz der Aufwendungen für eine 

Kinderbetreuung. 

 

(4) Dauert eine Sitzung länger als 6 Stunden, so kann auf besonderen Beschluss 

des Samtgemeindeausschusses höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt 

werden. Eine Sitzung, die über 24.00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, 

an dem sie begonnen wurde. Für mehrere Sitzungen, gleich welcher Art, die an 

einem Tag stattfinden, wird höchstens ein weiteres Sitzungsgeld gewährt. 

 

(5) Für Ratsmitglieder, die als Zuhörende an Ausschusssitzungen teilnehmen, 

ist die Entschädigung durch den monatlichen Pauschalbetrag nach Abs. 1 

abgegolten. 

 

§ 2 a 

Aufwandsentschädigung für die ausschließliche Nutzung des 

Ratsinformationssystems 

 

(1) Ratsmitglieder, die sich mit einer ausschließlich elektronischen Übersendung 

der Sitzungsunter lagen einverstanden erklärt haben, erhalten zum Ausgleich des 

damit verbundenen Aufwandes ab dem Folgemonat nach der abgegebenen 

Erklärung einen monatlichen Pauschalbetrag in Höhe von 15 €. 

 

(2)  Bei Ratsmitgliedern, die in Ihrer Funktion als Kreistagsabgeordnete bereits 

eine solche Entschädigung vom Landkreis Gifhorn erhalten, reduziert sich der 

monatliche Pauschalbetrag auf 5 €. 

 

(3)  Ratsmitglieder erhalten auf Antrag diese Aufwandsentschädigung in der 

zustehenden Summe für die Zeit ab Antragstellung bis zum Ende Wahlperiode 

ausgezahlt, um die Anschaffung der notwendigen Gerätschaften zu erleichtern. Bei 
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vorzeitigem Ausscheiden aus dem Samtgemeinderat hat eine entsprechende 

anteilige Rückzahlung zu erfolgen. 

§ 3 

Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 

Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine 

Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 25,00 € je Sitzung. § 2 Abs. 

3 und 4 sowie§ 5 dieser Satzung gelten entsprechend. Sonstige Mitglieder, die sich 

mit einer ausschließlich elektronischen Übersendung der Sitzungsunterlagen 

einverstanden erklärt haben, erhalten zum Ausgleich des damit verbundenen 

Aufwandes ab dem Zeitpunkt der abgegebenen Erklärung eine Erhöhung des 

Sitzungsgeldes um 5 €. 

§ 4 

Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

 

(1) Neben den Beträgen nach § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende 

zusätzliche Aufwandsentschädigungen gezahlt: 

 

 a) an die / den 1. stellvertretenden Samtgemeindebürgermeister/in 200,00 € 

 b) an die / den 2. stellvertretenden Samtgemeindebürgermeister/in 145,00 € 

 c) an die/ den 3. stellvertretenden Samtgemeindebürgermeister/in 125,00 € 

d) an die / den Ratsvorsitzende/n 125,00 € 

 e) an die übrigen Beigeordneten und an Mitglieder des  
     Samtgemeindeausschusses nach§ 71 (4) NKomVG 125,00 € 

 f)  an Fraktions-/Gruppenvorsitzende:  
    Grundbetrag 100,00 € 

-   zusätzlich je Mitglied der Fraktion/Gruppe     5,00 € 

(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere Funktionen nach Abs. 1 auf sich, wird nur 

die jeweils höchste Aufwandsentschädigung gezahlt, wenn eine Funktion 

zwangsläufig mit einer anderen verbunden ist. 

(3) Für Ratsmitglieder, denen als offizielle Vertretung der Samtgemeinderätin bzw. 

des Samtgemeinderates in Projektgruppen oder in vergleichbaren Funktionen ein 

zusätzlicher und im Sinne dieser Satzung zulässiger Aufwand entsteht, kann für 

die Dauer der Tätigkeit die monatliche Aufwandsentschädigung um bis zu 100 € 

erhöht werden. 
 
Die jeweilige Höhe wird vom Samtgemeindeausschuss im Einzelfall festgesetzt. 

 

§ 5  

Fahrkosten 

 

(1) An den berechtigten Personenkreis nach §§ 2 und 3 wird für Fahrten innerhalb 

der Samtgemeinde für die Teilnahme an Veranstaltungen nach§ 2 ein 

Pauschalbetrag von 7,00 € je Fahrt gezahlt. Mitnahmeentschädigungen sind im 

Pauschalbetrag enthalten. Bis zu einer Entfernung von 2 km entfällt eine 

Fahrkostenentschädigung. 

 

(2) Die Erstattung von Fahrkosten nach Abs.1 wird auf höchstens 70,00 € im Monat 

begrenzt. 
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§ 6 

Verdienstausfallersatz 

 

(1) Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles hat nachstehender Personenkreis: 

 

a) Ratsmitglieder, neben ihrer Aufwandsentschädigung, 

b) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich tätige 

Personen, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten, mit Ausnahme 

der in Spezialgesetzen geregelten besonderen Ansprüche (Mitglieder der 

Freiwilligen Feuerwehren nach dem Brandschutzgesetz). 

 

(2) Verdienstausfall wird auf Antrag ersetzt. Der Ersatz des Verdienstausfalles 

wird für jede angefangene Stunde der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet. 

Unselbständig Tätigen wird der entstandene und nachgewiesene 

Verdienstausfall ersetzt. Selbständig Tätigen wird eine 

Verdienstausfallpauschale je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der 

Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt wird. Der 

Verdienstausfallersatz wird auf 30,00 € je Stunde begrenzt. 

 

(3) Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte oder sonstige 

ehrenamtlich tätige Personen, die ausschließlich einen Haushalt führen 

(Hausfrau oder Hausmann) und keinen Verdienstausfall geltend machen, 

haben Anspruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe des 

durchschnittlich gezahlten Verdienstausfallersatzes je Stunde an Werktagen 

von Montag bis Freitag für die Zeit von 8.00 - 18.00 Uhr und an Samstagen 

von 8.00 - 12.00 Uhr für die Dauer von höchstens 3 Stunden täglich. Die 

Höhe des Pauschalstundensatzes richtet sich jeweils nach dem Durchschnitt 

des gezahlten Verdienstausfallersatzes. Falls dieser nicht ermittelt werden 

kann, wird eine Pauschale von 20,00 € je Stunde gezahlt. 

 

(4) Anspruchsberechtigte, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2 oder 3 geltend 

machen können, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein 

Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 

Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, 

erhalten einen Pauschalstundensatz in Höhe von 20,00 €. 

 

(5) Der Ersatz von Verdienstausfall wird an Werktagen von Montag bis Freitag auf 

die Zeit von 8.00 - 18.00 Uhr und an Samstagen auf die Zeit von 8.00 - 12.00 

Uhr begrenzt, es sei denn, der/die Anspruchsberechtigte Person ist im Schicht- 

oder einem vergleichbaren Dienst tätig. 

 

(6) Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehren wird der infolge des 

Feuerwehrdienstes (Einsätze, Aus und Fortbildungsveranstaltungen) 

entstandene nachgewiesene Verdienstausfall im Rahmen des Abs. 2 ersetzt. 

Das gilt auch für den in § 9 genannten Personenkreis. 

 

(7) Der Anspruch kann nach Ablauf eines Jahres seit seiner Fälligkeit nicht mehr 

geltend gemacht werden. 

 

§ 7 

Aufwendungsersatz für Kinderbetreuung 

 

(1) Aufwendungen für Kinderbetreuung im Sinne dieser Satzung liegen vor, wenn 

Ratsmitglieder, Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte oder sonstige ehrenamtlich 

tätige Personen infolge ihrer Tätigkeit Vorkehrungen für die Betreuung von Kindern 

bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres treffen müssen. Die Notwendigkeit 

besonderer Vorkehrungen wird angenommen, wenn der 
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Familie/Wohngemeinschaft des in Satz 1 genannten Personenkreises keine 

weiteren Personen angehören, die zur Betreuung der Kinder in der Lage sind und 

die Kinder nicht anderweitig (z. B. in Kindertagesstätten) betreut werden. 
 
(2) Anspruchsberechtigten werden auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen 
für eine Kinderbetreuung bis zu einem Höchstbetrag von 5,00 € je Stunde ersetzt. 
Der Aufwendungsersatz wird auf 15,00 € je Tag begrenzt. 

 
(3) Der Ersatz von Aufwendungen für eine Kinderbetreuung an Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehren regelt sich nach § 12 Nds. Brandschutzgesetz. Der 
Höchstbetrag nach Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

§ 8  

Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen durch Ratsmitglieder 

 

(1) Die geplante Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung ist der/ dem 

Samtgemeindebürgermeister/in frühzeitig anzuzeigen. Die / Der 

Samtgemeindebürgermeister/in entscheidet im Einzelfall, ob die Seminargebühren 

für die Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung von der Samtgemeinde 

getragen werden. Die Anmeldung zu der Fortbildungsveranstaltung erfolgt durch 

die Samtgemeindeverwaltung, sofern die Samtgemeinde die Kosten trägt. Für die 

Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen außerhalb des Gebiets der 

Samtgemeinde Papenteich werden Reisekosten nach den Bestimmungen des 

Bundesreisekostengesetzes gewährt. Für Mitglieder des Samtgemeinderats, die 

gleichzeitig auch Ratsmitglied einer Gemeinde sind, trägt die Samtgemeinde 

grundsätzlich nur die Hälfte der Seminargebühren und der sonstigen Kosten. 

 

(2) Der Samtgemeindeausschuss wird über getroffene Entscheidungen zu Absatz 1 

informiert. 

 

(3) Für lnhouse-Fortbildungen, die von der Samtgemeindeverwaltung organisiert 

werden, trägt die Samtgemeinde die Seminargebühren. 

 

§ 9  

Auslagenersatz 

 

(1) Für die Samtgemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz 

ihrer nachgewiesenen Auslagen, soweit das durch Gesetz oder diese Satzung 

nicht ausgeschlossen ist. 

 

(2) Der Ersatz von Auslagen wird auf höchstens 20,00 € im Monat begrenzt. 

 

(3) Aufwendungen für eine Kinderbetreuung werden hiervon nicht erfasst. 

 

§ 10  

Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte und sonstige 

ehrenamtlich tätige Funktionstragende der Freiwilligen Feuerwehren 

 

(1)  Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen - mit Ausnahme des 

Verdienstausfalles - erhalten folgende Ehrenbeamtinnen bzw. Ehrenbeamte oder 

sonstige ehrenamtlich tätige Funktionstragende Personen der Freiwilligen 

Feuerwehren eine monatliche Aufwandsentschädigung: 

 
a) Gemeindebrandmeister/innen 250,00 € 

b) Stellv. Gemeindebrandmeister/innen 115,00 € 

c) Ortsbrandmeister/innen:  

 - Feuerwehrschwerpunkt 120,00 € 
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 - Feuerwehrstützpunkt 110,00 € 
 - Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 100,00 € 

d) Stellv. Ortsbrandmeister/innen:  

 - Feuerwehrschwerpunkt 70,00 € 
 - Feuerwehrstützpunkt 65,00 € 
 - Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 55,00 € 

e) Ausbildungsleitende Person Gemeindefeuerwehr 65,00 € 

f) Stellv. Ausbildungsleitende Person Gemeindefeuerwehr 35,00 € 

 
g) Jugendfeuerwehrwart/in: 

- Gemeindefeuerwehr 65,00 € 

 - Ortsfeuerwehr 40,00 € 

h) stellv. Jugendfeuerwehrwart/in: 
- Gemeindefeuerwehr 

 
40,00 € 

 - Ortsfeuerwehr 30,00 € 

i) Kinderfeuerwehrwart/in: 
- Gemeindefeuerwehr 

 
65,00 € 

 - Ortsfeuerwehr 40,00 € 

j) stellv. Kinderfeuerwehrwart/in: 
- Gemeindefeuerwehr 

 
40,00 € 

 - Ortsfeuerwehr 30,00 € 

k) Sicherheitsbeauftragte Person Gemeindefeuerwehr 35,00 € 

l) Atemschutzbeauftragte Person: 
- Gemeindefeuerwehr 

 
60,00 € 

 - Feuerwehrschwerpunkt 40,00 € 

 - Feuerwehrstützpunkt 30,00 € 

 - Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 30,00 € 

m) 
stellv. Atemschutzbeauftragte Person  
Gemeindefeuerwehr 

 
30,00 € 

n) Gerätewart/in: 
- Gemeindefeuerwehr 

 
135,00 € 

 - Feuerwehrschwerpunkt 110,00 € 

 - Feuerwehrstützpunkt 65,00 € 

 - Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 55,00 € 

o) stellv. Gerätewart/in: 
- Feuerwehrschwerpunkt 

 
50,00 € 

 - Feuerwehrstützpunkt 25,00 € 

p) Funkbeauftragte Person Gemeindefeuerwehr 60,00 € 

q) Brandschutzerzieher/in Gemeindefeuerwehr 30,00 € 

r) Schriftführer/in Gemeindefeuerwehr 35,00 € 

 

(2) Der Gemeindebrandmeisterin bzw. dem Gemeindebrandmeister wird neben 

einer Aufwandsentschädigung ein Dienstfahrzeug zur Verfügung gestellt. 

 

(3) Mit den Entschädigungen nach Abs. 1 sind die Kosten für Fahrten innerhalb 

der Samtgemeinde abgegolten. 

 

(4) Neben der Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 wird der Verdienstausfall 

unter der Voraussetzung des § 6 Abs. 6 ersetzt. 
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§ 11  

Aufwandsentschädigung für sonstige Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte 

oder ehrenamtlich tätige Personen 

 

(1) Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen und des Verdienstausfalles 

erhalten folgende Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte oder ehrenamtlich tätige 

Personen eine monatliche Aufwandsentschädigung: 

 

Schiedspersonen 40,00 € 

 

(2) Mit den Entschädigungen nach Abs. 1 sind die Kosten für Fahrten innerhalb der 

Samtgemeinde abgegolten. 

§ 12 

Reisekosten 

 

(1) Für von der Samtgemeinde Papenteich vorgesehene Dienstfahrten außerhalb des 

Samtgemeindegebietes, erhalten Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, bei der 

dienstlichen Verwendung des privaten KFZs eine Wegstreckenentschädigung gem. § 5 

Abs. 3 NRKVO. Die Verwendung des privaten KFZs ist gestattet, wenn kein dienstliches 

KFZ zur Verfügung steht.  

 

(2) Eine Verpflegungspauschale in Höhe von 10,00 € je Lehrgangsteilnehmerin bzw. 

Lehrgangsteilnehmer wird gewährt, wenn die Fortbildung länger als 6 Stunden dauert 

und keine Verpflegung gestellt wird.  

 

Artikel II  

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt rückwirkend am 01.01.2024 in Kraft. 

 

Die Entschädigungssatzung in der zuletzt gültigen Fassung wird aufgehoben. 

 

Meine, 24.01.2024 

 

Kielhorn  

Samtgemeindebürgermeisterin 

 

I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 

 der Gemeinde Adenbüttel für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Adenbüttel in der Sitzung am 23.02.2024 folgende Haushaltssatzung         

beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt 

    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  2.216.600 Euro 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  2.388.500 Euro 
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1.3 der außerordentlichen Erträge  0 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  11.800 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt 

    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  2.071.400 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  2.068.200 Euro 

 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  129.600 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  542.900 Euro 

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  3.200 Euro 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  2.201.000 Euro 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  2.614.300 Euro 

 

§ 2 

 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht 

veranschlagt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 

Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

345.200 Euro festgesetzt. 

§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie 

folgt festgesetzt: 

 

 

1. Grundsteuer 

 

 1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 450 v. H. 

 1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 450 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 

 

Adenbüttel, 23.02.2024  

(L. S.) 

Pölig 

Bürgermeisterin 

 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
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Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04.2024 bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 

 

Adenbüttel, den 25.03.2024     

 

Pölig 

Bürgermeisterin 

 

I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 der Gemeinde Didderse für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Didderse in der Sitzung am 13.02.2024 folgende Haushaltssatzung         

beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt 

    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  1.681.800 Euro 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  1.782.900 Euro 

 

1.3 der außerordentlichen Erträge  0 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt 

    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.595.200 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  1.552.700 Euro 

 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  428.700 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  1.953.400 Euro 

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  902.200 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  2.926.100 Euro 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  3.506.100 Euro 

 

§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 902.200 € 

festgesetzt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 

Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

265.800 Euro festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie 

folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 

 

 1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 450 v. H. 

 1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 450 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 

 

Didderse, 13.02.2024  

 

Thomsen 

Bürgermeisterin 

ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Die nach § 120 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Gifhorn am 19.03.2024 -AZ.: 111-

09-02/9-1- erteilt worden. 

 

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04. bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 

 

Didderse, 21.03.2024 

 

Thomsen 

Bürgermeisterin 

 

I. 

 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 

 der Gemeinde Schwülper für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 

der Gemeinde Schwülper in der Sitzung am 29. Februar 2024 folgende 

Haushaltssatzung beschlossen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt 

    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  12.931.800 Euro 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  13.285.700 Euro 
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1.3 der außerordentlichen Erträge  393.700 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  52.900 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt 

    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  12.261.700 Euro 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  11.630.700 Euro 

 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  2.494.800 Euro 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  3.624.800 Euro 

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  779.000 Euro 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  480.000 Euro 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  15.535.500 Euro 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  15.735.500 Euro 

 

§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 

Investitionsfördermaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 382.100 Euro festgesetzt. 

 

§ 3 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 461.500 Euro 

festgesetzt. 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen 

Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

2.043.000 Euro festgesetzt. 

 

§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie 

folgt festgesetzt 

 

1. Grundsteuer 

 

 1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 

 1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 440 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer 400 v. H. 

 

Gr. Schwülper, 29. Februar 2024  

 

Brinkmann  

Bürgermeisterin 
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ll. 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit verkündet. 

 

Die nach §§ 120 Abs. 2 und 119 Abs. 4 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch 

den Landkreis Gifhorn am 20.03.2024 unter dem AZ.: 111-09-02/9-1 erteilt worden. 

    

Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.04.2024 bis einschl. 

10.04.2024 während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme im Gemeindebüro sowie im 

Rathaus der Samtgemeinde Papenteich öffentlich aus. 

 

Schwülper, den 20.03.2024      

 

Brinkmann 

Bürgermeisterin 

 
Bekanntmachung 

 

Bebauungsplan „Gewerbe am Friedhof“ Gemeinde Groß Oesingen, Landkreis 

Gifhorn für das in der Anlage dargestellte Gebiet 

 

Der Rat der Gemeinde Groß Oesingen hat am 07.11.2024 den Bebauungsplan "Gewerbe 

am Friedhof" gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 3. Nov. 2017 (BGBl. I S. 3634) als Satzung beschlossen. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 

 

Die Planunterlagen mit Begründung und zusammenfassender Erklärung liegen während 

der Sprechstunden im Gemeindebüro, Am Fuhrenkamp 1 in 29393 Groß Oesingen, 

sowie zusätzlich im Rathaus der Samtgemeinde Wesendorf, Zimmer-Nr. 1.04, Alte 

Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, zur Einsicht aus.  

 

Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 

anliegender Übersichtskarte.3 

 

Für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem Baugesetzbuch wird 

auf Folgendes hingewiesen: 

 

Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 

Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans 

„Gewerbe am Friedhof“ schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 

Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt 

entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-

krafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB 

bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- 

und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer 

zulässigen Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit 

                                                           
3 abgedruckt auf Seite 169 dieses Amtsblattes 
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des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 

bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt 

nach § 44 Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 

gemacht wird. 

 

Der Bebauungsplan „Gewerbe am Friedhof“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

 

Groß Oesingen, den 08.03.2024 

 

(L. S.) 

Heers      

Bürgermeister 

 

Bekanntmachung 

 

Bebauungsplan „Siekfeld III 1. Änderung mit örtlicher Bauvorschrift“ 

Gemeinde Groß Oesingen, Landkreis Gifhorn für das in der Anlage dargestellte 

Gebiet 

 

Der Rat der Gemeinde Groß Oesingen hat am 07.09.2022 den Bebauungsplan "Siekfeld 

III 1. Änderung mit örtlicher Bauvorschrift" gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Nov. 2017 (BGBl. I S. 3634) als 

Satzung beschlossen. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 

 

Die Planunterlagen mit Begründung und zusammenfassender Erklärung liegen während 

der Sprechstunden im Gemeindebüro, Am Fuhrenkamp 1 in 29393 Groß Oesingen, 

sowie zusätzlich im Rathaus der Samtgemeinde Wesendorf, Zimmer-Nr. 1.04, Alte 

Heerstraße 20, 29392 Wesendorf, zur Einsicht aus.  

 

Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich aus 

anliegender Übersichtskarte.4 

 

Für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach dem Baugesetzbuch wird 

auf Folgendes hingewiesen: 

Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 

Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans 

„Siekfeld III 1. Änderung mit örtlicher Bauvorschrift“ schriftlich gegenüber der 

Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 

gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 

beachtlich sind. 

 

Entschädigungsberechtigte können Entschädigung verlangen, wenn aufgrund des In-

krafttretens dieses Bebauungsplanes für sie die in den §§ 39 bis 42 BauGB 

bezeichneten Vermögensnachteile (Vertrauensschaden; Begründung von Geh-, Fahr- 

und Leitungsrechten; Bindung für Bepflanzungen; Änderung oder Aufhebung einer 

zulässigen Nutzung) eingetreten sind. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit 

                                                           
4 abgedruckt auf Seite 170 dieses Amtsblattes 
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des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 

bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Der Entschädigungsanspruch erlischt 

nach § 44 Abs. 4 BauGB, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die genannten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend 

gemacht wird. 

 

Der Bebauungsplan „Siekfeld III 1. Änderung mit örtlicher Bauvorschrift“ tritt mit dieser 

Bekanntmachung in Kraft. 

 

Groß Oesingen, den 08.03.2024 

 

(L. S.) 

Heers      

Bürgermeister 

 
C. BEKANNTMACHUNGEN DER ZWECKVERBÄNDE 

 

- - - 

 

D. SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 

Friedhofsordnung (FO) 

 

für den Friedhof 

der Ev.-luth. St. Marien Kirchengemeinde Isenbüttel in Isenbüttel. 

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 

(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat 

der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Marien Isenbüttel am 

06.03.2024 folgende Friedhofsordnung beschlossen: 

Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden. 

Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. 

Er ist zugleich ein Ort, an dem die Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus dem 

Tode die Macht genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben 

geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und 

Gestaltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung. 

Inhaltsübersicht 

 

I. Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck 

§ 2 Friedhofsverwaltung 

§ 3 Schließung und Entwidmung 

 

II. Ordnungsvorschriften 

  § 4 Öffnungszeiten 

§ 5 Verhalten auf dem Friedhof 

§ 6 Dienstleistungen 
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

 

§ 7 Anmeldung einer Bestattung 

§ 8 Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

§ 9 Ruhezeiten 

§ 10 Umbettungen und Ausgrabungen 

 

IV. Grabstätten 

 

§ 11 Allgemeines 

§ 12 Reihengrabstätten 

§ 13 Rasenreihengrabstätten 

§ 14 Wahlgrabstätten 

§ 15 Rasenwahlgrabstätten 

§ 16 Urnenreihengrabstätten 

§ 17 Urnenwahlgrabstätten 

§ 18 Grabstätte in der Rasenurnengemeinschaftsanlage 

§ 19 Naturnahe Urnenwahlgrabstätte an einem Baum 

§ 20 Rückgabe von Wahlgrabstätten 

§ 21 Bestattungsverzeichnis 

 

VII. Grabmale und andere Anlagen 

 

§ 22 Errichtung und Änderung von Grabmalen 

§ 23 Mausoleen und gemauerte Grüfte 

§ 24 Entfernung 

§ 25 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

§ 26 Gestaltung der Grabstätten und Grabmalen 

 

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 

 

§ 27 Aufbahrungsraum 

§ 28 Benutzung der Friedhofskapelle  

 

IX. Haftung und Gebühren 

 

§ 29 Haftung 

§ 30 Gebühren 

 

X. Schlussvorschriften 

§ 31 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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I.  Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 

Geltungsbereich und Friedhofszweck 

 

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde 

St. Marien Isenbüttel in seiner jeweiligen Größe. Der Friedhof umfasst zurzeit die 

Flurstücke 213/1, 215/4 und 215/11 Flur 11 Gemarkung Isenbüttel in Größe von 

insgesamt 1,2916 ha. Eigentümerin der Flurstücke ist die Ev.-luth. 

Kirchengemeinde St. Marien Isenbüttel. 

 

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren 

Wohnsitz in der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Marien Isenbüttel hatten, sowie 

derjenigen, die bei ihrem Tode ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten 

Grabstätte besaßen. Der Friedhof dient auch der Bestattung von 

Fehlgeborenen und Ungeborenen i. S. d. Niedersächsischen 

Bestattungsgesetzes. 

 

(3) Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung. 

 

§ 2 

Friedhofsverwaltung 

(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom 

Kirchenvorstand verwaltet (Friedhofsverwaltung). 

 

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den 

sonstigen kirchlichen und staatlichen Vorschriften. 

 

(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand 

einzelne Personen, einen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle 

beauftragen. 

 

(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung, 

Verleihung, Verlängerung oder Übertragung des Nutzungsrechts an einer 

Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, 

dem Tätigwerden von Dienstleistungserbringern sowie mit der Erhebung von 

Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet 

und genutzt werden. 

 

§ 3 

Schließung und Entwidmung 

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus einem 

wichtigen Grund beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 

 

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr 

verliehen werden. Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf 

lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit erfolgen. Bestattungen dürfen nur noch 

in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der beschränkten Schließung 

noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht belegt sind 

oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. 

Grabstellen, an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten 
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Schließung abläuft, dürfen nicht neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann 

auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen von dieser 

Einschränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung 

unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zulassen. 

 

(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen werden. 

 

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen 

aufgehoben. Die Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine 

Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine 

angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 

 

II.  Ordnungsvorschriften 

 

§ 4 

Öffnungszeiten 

(1) Der Friedhof ist täglich in den Monaten April bis Oktober von 08:00 Uhr bis 20:00 

Uhr und von Oktober bis April von 09:00 Uhr bis 16:00 Uhr für den Besuch geöffnet. 

 

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch 

vorübergehend geschlossen werden. 

 

§ 5 

Verhalten auf dem Friedhof 

 

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu 

verhalten und Äußerungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen 

Glauben oder die evangelische Kirche richten, zu unterlassen. Die Anordnungen 

des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, 

die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs 

untersagen. 

 

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 

 

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, Skateboards aller Art, 

ausgenommen Kinderwagen, Rollstühle, Rollatoren, Handwagen sowie 

Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen 

Dienstleistungserbringer, zu befahren, 

 

b) Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen anzubieten, 

 

          c)   an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

auszuführen, 

 

d) Film-, Ton-, Video– und Fotoaufnahmen, außer zu privaten Zwecken, zu 

erstellen und zu verwerten, 

 

e)  Druckschriften und andere Medien (z. B. CD, DVD) zu verteilen, 

ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier und 

Gottesdienste notwendig und üblich sind, 

 

f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern oder 

mitgebrachten Unrat zu entsorgen, 
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g) fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen zu beschädigen oder zu 

verunreinigen, 

 

h) Hunde unangeleint mitzubringen. 

 

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen 

Anderer nicht beeinträchtigt werden. 

 

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

 

§ 6 

Dienstleistungen 

 

(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter usw.) haben 

die für den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten. 

 

(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und 

in betrieblicher und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 

 

(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der 

Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer untersagt werden, wenn der 

Dienstleistungserbringer nach vorheriger Mahnung gegen für den Friedhof 

geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 

eine Mahnung entbehrlich. 

 

(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem 

Friedhof nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie 

nicht hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesarbeit 

zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen und bei 

Unterbrechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung Anderer 

ausgeschlossen ist. Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen 

Abraum lagern. Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen nicht an oder in den 

Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt werden. 

 

(5) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für alle Schäden, 

die sie im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft 

verursachen. 

 

 

III.  Allgemeine Bestattungsvorschriften 

 

§ 7 

Anmeldung einer Bestattung 

(1) Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen 

rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer 

die Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) 

gestaltend mitwirken wird. 
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(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leitet oder bei der 

Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschließen, wenn sie verletzende 

Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche getan 

hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. 

 

(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nutzungsrecht verliehen 

ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antragstellenden Person Ort 

und Zeit der Bestattung fest. Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach 

Möglichkeit berücksichtigt werden. 

 

§ 8 

Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

 

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen 

zulässig. Von der Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde 

Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund 

vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. 

 

(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, 

nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des 

Bodens oder des Grundwassers zu verändern oder der die Verwesung der Leiche 

nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. 

 

(3) Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit 

sein. Für größere Särge ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der 

Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

 

(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidungen gelten die 

Anforderungen des Absatzes 2 entsprechend. 

 

(5) Für die Bestattung in zugänglichen, ausgemauerten Grüften sind nur Metallsärge 

oder Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind. 

 

(6) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die 

aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder 

die geeignet sind, nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische 

Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern. 

 

§ 9 

Ruhezeiten 

 

(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre. Bei verstorbenen Kindern bis zum 

vollendeten 5. Lebensjahr beträgt die Ruhezeit 20 Jahre. 

 

(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. 
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§ 10 

Umbettungen und Ausgrabungen 

 

(1) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht 

vorgenommen werden. 

 

(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit nur mit 

Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet 

werden. 

 

(3) Die berechtigte Person hat sich gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu 

verpflichten, alle Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung durch 

Beschädigung und Wiederinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anlagen an 

Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen. 

 

(4) Der Ablauf der Ruhe und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

 

(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, 

wenn Gestaltungsbestimmungen des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen. 

 

IV.  Grabstätten 

 

§ 11 

Allgemeines 

 

(1) Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfügung: 

 

a) Reihengrabstätten (§ 12) 

 

b) Rasenreihengrabstätten (§ 13) 

 

c) Wahlgrabstätten (§ 14) 

 

d) Rasenwahlgrabstätten (§ 15) 

 

e) Urnenreihengrabstätten (§ 16) 

 

f) Rasenurnenreihengrabstätten (§ 17) 

 

g) Urnenwahlgrabstätten (§ 18) 

 

h) Naturnahe Urnenwahlgrabstätte an einem Baum (§ 19) 

 

(2) Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen werden nur 

öffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils 

geltenden Fassung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen 

Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte 

Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung 

mitzuteilen. 
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(3) Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall vergeben. Ein Anspruch 

auf Verleihung oder Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Grabstätte in 

bestimmter Lage sowie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht. 

 

(4) In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche bestattet 

werden. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig bei oder kurz nach der 

Geburt verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum 

vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle bestattet werden. 

 

(5) In einer bereits belegten Wahl-, Urnenwahl- oder Rasenwahlgrabstelle, darf 

zusätzlich eine Asche bestattet werden, wenn die bereits bestattete Person der 

Ehegatte oder der Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene 

Lebenspartnerschaft oder ein naher Verwandter war. 

 

(6) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen etwa folgende Größe 

haben: 

 

a) für Särge von Kindern: Länge: 1,50 m, Breite: 

0,90 m für Särge von Erwachsenen:  Länge: 2,20 m, Breite: 

0,90 m 

b) für Urnen: Länge: 0,90 m, Breite: 0,90 m 

 

c) Rasenurnenreihengrab: Länge: 0,50 m, Breite: 0,50 m 

 

d) Urnenwahlgrabstätten an einem Baum: Länge: 0,50 m, Breite: 0,50 m 

 

Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen Maße. Im Einzelnen ist die 

Friedhofsgestaltungsordnung maßgebend. 

 

(7) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche 

(ohne Grabhügel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die 

Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 

Erdwände getrennt sein. 

 

(8) Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür von 

der Friedhofsverwaltung bestimmt oder zugelassen sind. 

 

(9) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, Einfassung, 

Lampen, Vasen, Großgehölze usw.), soweit erforderlich, vor der Bestattung auf 

ihre Kosten entfernen. Über das Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung. 

 

(10) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 9 nicht 

nach und muss beim Ausheben des Grabes das Grabzubehör von dem 

Friedhofsträger entfernt werden, sind die dadurch entstehenden Kosten von der 

nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. Ein Anspruch auf 

Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht. 

 

§ 12 

Reihengrabstätten 

 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Grabstelle für eine Erdbestattung, 

die anlässlich einer Bestattung der Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit 

vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 
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(2) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon wird rechtzeitig vor 

Ablauf der Ruhezeit durch schriftliche Mitteilung oder ein Hinweisschild auf dem 

betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. Das Abräumen ist der 

Friedhofsverwaltung ausdrücklich vorbehalten. 

 

        § 13 

Rasenreihengrabstätten 

 

(1) Rasenreihengrabstätten sind Grabstätten, deren gesamte Fläche mit Rasen 

angesät und von der Friedhofsverwaltung für die Dauer der Ruhefrist gepflegt 

wird. 

(2) Für die Kennzeichnung der Rasenreihengrabstätten ist eine Grabplatte in der 

Größe 40 x 40 cm vorgeschrieben, die rasenbündig auf der Grabstätte eingebaut 

wird. Die Grabplatte wird kostenpflichtig durch die Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

(3) Das Aufstellen von Sträußen, Gestecken oder Pflanzschalen ist nur auf dafür 

vorgesehenen Flächen gestattet. In der Zeit von Ewigkeitssonntag bis Ostern ist 

das Aufstellen von Grabgestecken auf den Gräbern ausnahmsweise erlaubt. 

 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für 

Urnenreihengrabstätten auch die Vorschriften für Reihengrabstätten.  

 

§ 14 

Wahlgrabstätten 

 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die mit einer oder 

mehreren Grabstellen vergeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 

25 Jahre vom Tage der Verleihung angerechnet. Über das Nutzungsrecht wird 

eine Urkunde ausgestellt. 

 

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Absatz 2 auf Antrag 

für die gesamte Wahlgrabstätte um 25 Jahre verlängert werden. Die 

Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines 

Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer Bestattung verlängert sich das 

Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die 

Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen 

Gebührenordnung. Nach Ablauf der Nutzungszeit wird das gesamte Wahlgrabfeld 

durch die Friedhofsverwaltung abgeräumt. 

 

(3) In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und folgende 

Angehörige bestattet werden: 

 

a) Ehegatte, 

 

b) Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 

 

c) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten, 

 

d) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 

 

e) Eltern, 

 

f) Geschwister, 
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g) Stiefgeschwister, 

 

h) die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben. 

 

Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, wer von den 

bestattungsberechtigten Personen bestattet wird. Kann nach dem Tode einer 

bestattungsberechtigten Person die Entscheidung der nutzungsberechtigten 

Person der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bestattung mitgeteilt 

werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, 

die Bestattung zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nichtverwandter 

Personen bedarf eines Antrags der nutzungsberechtigten Person und der 

Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 

 

(4) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf 

eine der in Absatz 3 Buchstaben a) bis h) genannten Personen übertragen; zur 

Rechtswirksamkeit der Übertragung sind schriftliche Erklärungen der bisherigen 

und der neuen nutzungsberechtigten Person sowie die schriftliche Genehmigung 

der Friedhofsverwaltung erforderlich. 

 

(5) Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, 

auf welchen ihrer bestattungsberechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach 

ihrem Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklärung des 

Rechtsnachfolgers ist beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht 

bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll, so geht 

das Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen in 

der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb 

der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. Der Rechtsnachfolger hat 

der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er neuer 

Nutzungsberechtigter ist. Ist der Rechtsnachfolger nicht daran interessiert, das 

Nutzungsrecht zu behalten, so kann er das Nutzungsrecht auf eine andere der in 

Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf 

eine Person übertragen, die aufgrund ihres Nutzungsrechtes 

bestattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für die Übertragung gilt 

Absatz 4. 

 

§ 15  

                                                   Rasenwahlgrabstätten  

 

(1) Rasenwahlgrabstätten sind Grabstätten deren gesamte Fläche mit Rasen 

angesät und von der Friedhofsverwaltung für die Dauer der Ruhefrist gepflegt 

wird. 

 

(2) Für die Kennzeichnung der Rasenwahlgrabstätten ist eine Grabplatte in der 

Größe 40 x 40 cm vorgeschrieben, die rasenbündig auf der Grabstätte 

eingebaut wird. Die Grabplatte wird kostenpflichtig durch die 

Friedhofsverwaltung in Auftrag gegeben. 

 

(3) Das Aufstellen von Sträußen, Gestecken oder Pflanzschalen ist nur auf den 

dafür vorgesehenen Flächen gestattet. In der Zeit von Ewigkeitssonntag bis 

Ostern ist das Aufstellen von Grabgestecken auf den Gräbern ausnahmsweise 

erlaubt. 

 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für 

Rasenwahldoppelgrabstätten auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten.  

 



ABL Nr.  3/2024 

153 

 

       § 16 

Urnenreihengrabstätten 

 

(1) Urnenreihengrabstätten werden zur Bestattung von Aschen vergeben. In einer 

Urnenreihengrabstätte darf nur eine Asche bestattet werden. 

 

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für 

Urnenreihengrabstätten auch die Vorschriften für Reihengrabstätten.  

 

§ 17 

Urnenwahlgrabstätten 

 

(1) Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen zur 

 Bestattung von Aschen für die Dauer der Ruhezeit vergeben. 

 

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für 

Urnenwahlgrabstätten auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten.   

 

§ 18 

Grabstätte in der Rasenurnengemeinschaftsanlage 

 

(1) Grabstätten in der Rasenurnengemeinschaftsanlage sind Grabstätten, deren 

gesamte Fläche mit Rasen angesät und von der Friedhofsverwaltung für die Dauer 

der Ruhefrist gepflegt wird. In einer Rasenurnenreihengrabstätte darf nur eine 

Asche bestattet werden.  

 

(2) Für die Kennzeichnung der Rasenurnenreihengrabstätten ist eine Namensplakette 

vorgeschrieben, die erkennbar angebracht wird. Die Namensplakette wird 

kostenpflichtig durch die Friedhofsverwaltung in Auftrag gegeben. 

 

(3) Das Aufstellen von Sträußen, Gestecken oder Pflanzschalen ist nur auf der dafür 

vorgesehenen Fläche gestattet. 

 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für 

Urnenreihengrabstätten auch die Vorschriften für Reihengrabstätten. 

 

§ 19 

                             Naturnahe Urnenwahlgrabstätte an einem Baum  

 

(1) Urnenwahlgrabstätten an einem Baum sind Grabstätten, deren gesamte Fläche 

mit bodendeckenden Pflanzen und Stauden bepflanzt ist und von der 

Friedhofsverwaltung für die Dauer der Ruhefrist gepflegt wird. Die Pflege obliegt 

der Friedhofsverwaltung. 

 

(2) Für die Kennzeichnung der Urnenwahlgrabstätten an einem Baum stellt die 

Friedhofsverwaltung einen Feldstein zur Verfügung, den die nutzungsberechtigte 

Person kostenpflichtig gravieren lässt. 

 

(3) Das Aufstellen von Sträußen, Gestecken oder Pflanzschalen ist nur auf der dafür 

vorgesehenen Fläche gestattet. 
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(4) Eine zusätzliche Beisetzung einer Urne gemäß § 11 Absatz 5 ist in der Grabstätte 

nicht möglich. 

 

(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für 

Urnenwahlgrabstätten auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten. 

§ 20 

Rückgabe von Wahlgrabstätten 

 

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten 

Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit, zurückgegeben werden. 

Die Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte zulässig. Ausnahmen 

bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

 

(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein 

Anspruch auf Gebührenerstattung. 

 

(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten übergroßer 

Wahlgrabstätten (Wahlgrabstätten mit mehr als 4 Grabstellen) besondere 

schriftliche Vereinbarungen über die künftige Nutzung abschließen. Ein Anspruch 

auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht nicht. 

 

§ 21 

Bestattungsverzeichnis 

 

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich 

nachvollziehen lässt, wer an welcher Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft. 

 

V.  Grabmale und andere Anlagen 

 

§ 22 

Errichtung und Änderung von Grabmalen 

 

(1) Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und anderen Anlagen sind der 

Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der Erklärung, dass das Vorhaben der 

gültigen Friedhofsordnung und den Vorgaben des technischen Regelwerks 

entspricht. 

 

(2) Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maßstab beizufügen. In 

den Anzeigeunterlagen sollen alle wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung 

der Befestigungsmittel mit Bemaßung und Materialangaben sowie die 

Gründungstechnik mit Maßangaben und Materialbenennung in den 

Anzeigeunterlagen eingetragen sein. 

 

(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollständigen Anzeige 

begonnen werden, wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine 

Bedenken wegen eines Verstoßes gegen die Friedhofsordnung oder das 

technische Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei Monaten darf 

begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung 

mit der geltenden Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der 

sicherheitsrelevanten Daten bestätigt. 
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(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige 

bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet 

oder geändert worden ist. 

 

(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie 

sind entsprechend ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu 

fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch 

beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßgebendes Regelwerk zur 

Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle Fassung 

der „Technischen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA-

Grabmal) der Deutschen Naturstein- Akademie e. V. (DENAK)“. Die TA-Grabmal 

gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche 

Prüfung der Grabmalanlagen. 

 

(6) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der Steinmetz 

oder sonstige Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger Qualifikation in 

Befestigungstechnik, Planung, Berechnung und Ausführung von Gründungen) 

eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der TA-Grabmal vorzunehmen. Die 

gleichwertige Qualifikation i. S. v. Satz 1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. Der 

Prüfablauf ist nachvollziehbar zu dokumentieren. 

 

(7) Der beauftragte Steinmetz hat der Friedhofsverwaltung spätestens sechs Wochen 

nach Fertigstellung der Grabmalanlage die Dokumentation der Abnahmeprüfung 

und die Abnahmebescheinigung entsprechend den Anforderungen der TA-

Grabmal vorzulegen. 

 

(8) Fachlich geeignet i. S. v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund 

ihrer Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten 

des Friedhofes die angemessene Gründungsart zu wählen und nach der TA-

Grabmal die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die 

Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die Befestigung der 

Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und 

zu montieren. Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen 

beurteilen können und fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit 

zu kontrollieren und zu dokumentieren. 

 

(9) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals und 

anderer Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der 

Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung der nutzungsberechtigten Person 

eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals und 

anderer Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die 

Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseitigung auf Kosten der 

nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht ordnungsmäßiger Gründung 

und Befestigung des Grabmals und anderer Anlagen gilt Abschnitt I. Absatz 6 der 

Friedhofsgestaltungsordnung. 

 

§ 23 

Mausoleen und gemauerte Grüfte 

 

(1) Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüfte bestehen, können 

sie im Rahmen der bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind 

nicht möglich. Im Übrigen wird auf weitere Regelungen in der 

Friedhofsgestaltungsordnung hingewiesen. 
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(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mausoleen oder 

gemauerten Grüften ist nur möglich, wenn sich die nutzungsberechtigten Personen 

in schriftlichen Verträgen gegenüber der Friedhofsverwaltung verpflichten, alle 

mit der Instandsetzung und Unterhaltung der Mausoleen und Grüfte verbundenen 

Kosten und die Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. Nach Beendigung des 

Nutzungsrechts sind die Mausoleen oder gemauerten Grüfte von den 

nutzungsberechtigten Personen vollständig zu entfernen. 

 

§ 24 

Entfernung 

 

(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nutzungsrechts nur mit 

vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. 

 

(2) In dem Jahr des Ablaufs der Nutzungszeit informiert die Friedhofsverwaltung zu 

Anfang des Jahres über das Abräumen der betreffenden Grabstätten bis zum Ende 

des laufenden Kalenderjahres. Innerhalb dieser Zeit müssen die 

nutzungsberechtigten Personen die Grabmale und anderen Anlagen selbst 

entfernen, soweit es sich nicht um Grabmale nach § 25 handelt. Sollten die 

Grabstätten zum Jahrsende nicht abgeräumt worden sein, veranlasst die 

Friedhofsverwaltung die kostenpflichtige Entfernung der Grabmale und anderen 

Anlagen zu Lasten der Nutzungsberechtigten. Die Friedhofsverwaltung hat keinen 

Ersatz für Grabmale und andere Anlagen zu leisten. Sie ist auch nicht zur 

Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und anderer Anlagen verpflichtet. Die 

Friedhofsverwaltung hat auch keinen Gebührenbetrag zu erstatten, wenn die 

nutzungsberechtigte Person selbst abräumt. 

 

§ 25 

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

 

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Möglichkeit von der 

Friedhofsverwaltung erhalten. 

§ 26 

Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 

Für die Gestaltung der Grabstätten und Grabmale gilt die 

Friedhofsgestaltungsordnung in der jeweils aktuellen Fassung. 

 

VI.  Leichenräume und Trauerfeiern 

 

§ 27 

Aufbahrungsraum 

 

(1) Der Aufbahrungsraum dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung. 

 

(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, im 

Aufbahrungsraum von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet 

werden. Särge sollen in der Regel spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der 

Trauerfeier geschlossen werden. 
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(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an 

einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder 

bei der der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt 

bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. Der 

Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde 

geöffnet werden. 

 

§ 28 

Benutzung der Friedhofskapelle und der Kirche 

 

(1) Für die Trauerfeier steht grundsätzlich die Friedhofskapelle zur Verfügung. 

 

(2) Für verstorbene Mitglieder der Kirchengemeinde (oder: Für verstorbene 

Personen, die zum Zeitpunkt ihres Todes Mitglieder einer der Arbeitsgemeinschaft 

christlicher Kirchen in Deutschland e. V. angehörenden Kirchen und kirchlichen 

Gemeinschaften waren) steht für die Trauerfeier auf Antrag auch die Kirche zur 

Verfügung. Die Entscheidung trifft die Friedhofsverwaltung. 

 

(3) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. 

 

(4) Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person 

zum Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz 

meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der Verdacht einer solchen 

Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 

wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

 

VII.  Haftung und Gebühren 

 

§ 29 

Haftung 

 

Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch von ihnen oder in 

ihrem Auftrag errichtete Grabmale und andere Anlagen entstehen. 

 

§ 30 

Gebühren 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der 

jeweils geltenden Friedhofsgebührenordnung zu entrichten. 

 
VIII.  Schlussvorschriften 

 

§ 31 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Die Friedhofsordnung, die Friedhofsgestaltungsordnung und die 

Friedhofsgebührenordnung treten nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung 

am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 10.05.2017 außer Kraft. 

 

Isenbüttel, den 06.03.2024 

 

Der Kirchenvorstand:      Buhmann 

         Vors. Kirchenvorstand 

 
(Siegel der Kirchengemeinde) 

         Schmidt 

         Kirchenvorsteher/in 

Genehmigungsvermerk 

 

Die vorstehende Friedhofsordnung und die Friedhofsgestaltungsordnung werden hiermit 

gemäß § 66 Abs. 3 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich 

genehmigt. 

 

Gifhorn, den 20.03.2024 

 

Der Kirchenkreisvorstand:     Pfannschmiddt 

        Vors. Kirchenkreisvorstand 

 
(Siegel des Kirchenkreises) 

        Häussler 

        Mitglied Kirchenkreisvorstand 

 

Richtlinien über die Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 

(Friedhofsgestaltungsordnung als Teil der Friedhofsordnung) 

 

I. Gestaltung der Grabstätten 

 

1. Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der 

Friedhofszweck und die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in 

seiner Gesamtanlage gewahrt wird. Dieses regelt die 

Friedhofsgestaltungsordnung, die Teil der Friedhofsordnung ist. 

 

2. Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der Belegung oder nach dem 

Erwerb des Nutzungsrechts angelegt sein.  

 

3. Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen errichtet werden, die 

nachweislich in der Wertschöpfungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im 

Sinne des „Übereinkommens 182 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 

über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 

Formen der Kinderarbeit“ hergestellt sind. 

 

4. Beim Bepflanzen darf die Größe der Grabstätte nicht überschritten werden. 

 

5. Die Grabstätten sind nur mit Gewächsen zu bepflanzen, durch die benachbarte 

Grabstätten nicht gestört werden. Wird dies nicht beachtet oder wachsen die 

Pflanzen über die Grabstätte hinaus, so ist die Friedhofsverwaltung nach 

erfolgloser schriftlicher Aufforderung zur Beseitigung der Beeinträchtigung 

berechtigt, die Anpflanzungen zurückzuschneiden oder zu beseitigen. Die Kosten 

trägt die nutzungsberechtigte Person. 

 

6. Die Grabstätten oder die Grabstellen sollen mit festem Material eingefasst werden. 

Einfassungen aus Beton sind zu vermeiden. 

 

7. Wasserundurchlässige Grababdeckungen (z. B. Grabplatten) sind nicht zulässig. 

Das Belegen der Grabstätten mit Kies oder Splitt oder ähnlichen Stoffen an Stelle 
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einer Bepflanzung ist untersagt und stellt eine Ordnungswidrigkeit dar. 

 

8. Der Grabschmuck soll nur aus natürlichen Pflanzen und Blumen bestehen. 

Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und an den 

dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

 

9. Behälter für Schnittblumen sind entweder unauffällig aufzustellen oder in die Erde 

einzulassen. Blechdosen, Einkochgläser, Flaschen u. a. sollen für die Aufnahme 

von Schnittblumen nicht verwendet werden. 

 

10. Das Aufstellen von Bänken und Stühlen auf oder neben Grabstätten können in 

besonders gelagerten Einzelfällen von der Friedhofsverwaltung genehmigt werden. 

 

11. Dem Nutzungsberechtigten ist nicht gestattet Bäume, große Sträucher und Hecken 

zu beseitigen.  

 

12. Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der 

Grabstätten obliegt allein der Friedhofsverwaltung. 

 

13. Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von Schäden, die durch 

fremde Personen und Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen. 

 

II. Gestaltung der Grabmale 

 

1. Grabmale dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des 

Friedhofes bewirken oder die Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören. Sie dürfen 

sich ferner in ihrer Gestaltung nicht gegen den christlichen Glauben richten. 

 

2. Werkstattbezeichnungen sind nur an der Seite oder der Rückseite des Grabmales 

unten und in unauffälliger Weise gestattet. 

 

3. Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte Rücksicht zu nehmen.  

 

4. Nicht gestattet sind: 

 

a) Grabmale aus gegossener oder behandelter Zementmasse, 

 

b) Grabmale aus Terrazzo, Glas, Porzellan, Emaille, Kunststoff, Aluminium, 

Blech oder ähnlichem Material, 

 

c) Grabmale mit Anstrich. 

 

5. Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem 

Zustand zu halten. Hierfür sind die nutzungsberechtigten Personen verantwortlich. 

 

6. Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen oder Teilen davon 

gefährdet, sind die für die Unterhaltung verantwortlichen nutzungsberechtigten 

Personen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge 

kann der Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen 

Sicherungsmaßnahmen treffen (z. B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). 

Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der 

Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist 

beseitigt, ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen oder 

Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen zu entfernen. Sind 

nutzungsberechtigte Personen nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht 
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zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein 

Hinweisschild auf den Grabstätten, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt 

wird. 

 

III. Gestaltung der Grabstätten mit besonderen Gestaltungsvorschriften 

 

1. Gestaltung des Grabmals 

 

a) Für das Grabmal dürfen nur Natursteine, Holz, Schmiedeeisen und Bronze in 

handwerklicher Ausführung verwendet werden. 

 

b) Flächen dürfen keine Umrandung haben, die den Anforderungen 

handwerksgerechter Arbeit widersprechen. 

 

c) Nach Maßgabe des Gestaltungsplans sind stehende oder liegende Grabmale 

zulässig, jedoch nur ein stehendes Grabmal je Grabstelle. Zu einem 

stehenden Grabmal kann je Grabbreite zusätzlich ein liegendes gesetzt 

werden. Die Breite des Grabmals darf die Hälfte der Grabbreite nicht 

übertreffen. 

 

d) Soweit es im Rahmen der Gesamtgestaltung vertretbar ist, können 

Ausnahmen von diesen Vorschriften, insbesondere für Grabmale von 

besonderer künstlerischer oder handwerklicher Ausführung zugelassen 

werden. Für Grabmale in besonderer Lage kann die Friedhofsverwaltung 

zusätzliche Anforderungen an Material, Entwurf und Ausführung stellen. 

 

2. Bepflanzung der Grabstätte 

 

a) Die Grabstätten müssen eine Bepflanzung erhalten und sollen durch die 

besondere gärtnerische Gestaltung zu einem ausgewogenen Bild des 

Friedhofes beitragen. 

 

b) Das Pflanzen von Laubbäumen ist im Einzelfall von der Friedhofsverwaltung 

zu genehmigen. Nach Ablauf der Nutzungsfrist wird von der 

Friedhofsverwaltung über die Erhaltung des Baumes entschieden. Nicht 

zugelassen sind Nadelbäume und Koniferen. 

 

c) Nicht zulässig sind: 

aa) Nicht pflanzliche Grababdeckungen in jeglicher Form. 

 

bb) Abdeckungen mit losen Kies- und Steinmaterialien, z. B. Schotter, 

Kiese Splitt. 

 

3. Rasengräber 

 

a) Rasenreihengrabstätten 

 

Vorgeschrieben ist eine liegende Grabplatte (40 x 30 x 5 – 6 cm) aus Granit, 

braun-rot (Bezeichnung „Himalaya Granit“), Oberfläche poliert / Seiten 

abgerundet und gesprengt. Die Schrift muss in den Grabstein eingearbeitet 

und der Hintergrund getönt werden. Der Grabstein muss den Vor- und 

Zunamen des Verstorbenen, sowie dessen Geburts- und Sterbedaten 

enthalten (vertiefte Schrift). Die Grabplatte muss so in den Boden 

eingearbeitet werden, dass ein Befahren der Fläche mit einem Grasmäher 

störungsfrei möglich ist. 

 

b) Rasenwahldoppelgrabstätten 
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Die unter Ziffer a) angeführten Bestimmungen gelten ebenfalls entsprechend. 

 

4. Urnengemeinschaftsgräber 

 

a) Rasen / Bodendecker 

 

Urnengemeinschaftsgräber unter Rasen / Bodendeckern werden von der 

Friedhofsverwaltung angelegt und unterhalten. Die Beschriftung der 

vorgeschriebenen Steine oder Plaketten wird kostenpflichtig durch die 

Friedhofsverwaltung in Auftrag gegeben. Alle weitere Gestaltung obliegt der 

Friedhofsverwaltung. 

 

b) an einem Baum / Stauden 

 

Baumgräber / Staudengräber sind Urnenwahlgräber. Die Beisetzung der 

Asche (1 oder 2 Urnen) erfolgt in unmittelbarer Nähe eines Baumes bzw. in 

einem Staudenbeet für eine Nutzungszeit von 20 Jahren. Die Gräberfelder 

sind in naturbelassener Form zu erhalten. Bepflanzungen, Gestaltungen und 

Pflegemaßnahmen erfolgen ausschließlich durch die Friedhofsverwaltung. Die 

Friedhofsverwaltung stellt einen Feldstein zur Verfügung, den die 

nutzungsberechtigte Person kostenpflichtig gravieren lässt. Grabschmuck ist 

nicht zulässig. 

 

 

IV. Umwelt- und Naturschutz 

 

Die Verwendung von nicht biologisch abbaubaren Materialien bei den Bestattungen 

sowie von nicht kompostierbaren Materialien bei der gärtnerischen Gestaltung von 

Grabstätten und der Trauerfloristik ist nicht gestattet. Diese Vorschrift beinhaltet 

insbesondere Blumen und alle Nachbildungen von Pflanzen, die aus Kunststoffen 

hergestellt sind, wie auch Skulpturen und Grabeinfassungen 

Es ist verboten 

 

1. ohne vernünftigen Grund wildwachsende Pflanzen zu entnehmen oder zu nutzen 

oder ihre Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 

 

2. von Bäumen, Sträuchern oder Hecken Schmuckreisig unbefugt zu entnehmen, 

 

3. wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten, 

 

4. Stoffe, die dazu bestimmt sind, Pflanzen abzutöten oder Flächen von 

Pflanzenwuchs freizumachen oder freizuhalten (Herbizide) sowie sonstige 

Pflanzenschutzmittel im Sinne des Pflanzenschutzgesetzes, die nach der 

Gefahrstoffverordnung als sehr giftig oder giftig eingestuft wurden oder eine 

Wasserschutzgebietsauflage haben, anzuwenden. 

 

V. Vernachlässigung 

 

1. Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder gepflegt, hat die 

nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung der 

Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in 

Ordnung zu bringen. Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, kann die 

Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in 

Ordnung bringen oder bringen lassen.  
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2. Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen 

Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die 

Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen. Außerdem wird die 

unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild auf der 

Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. 

Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die 

Friedhofsverwaltung 

 

a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 

 

b) Grabmale und andere Anlagen beseitigen lassen. 

  

3. Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Nummer 1 Satz 1 entsprechend. Wird die 

Aufforderung nicht befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt 

oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung 

den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen oder 

entfernen lassen. 

 

VI. Inkrafttreten 

 

1. Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach 

ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Isenbüttel, den 06.03.2023 

Der Kirchenvorstand: 

L. S. 

Vorsitzende/r:     Kirchenvorsteher/in: 

    Buhmann      Schmidt 

Friedhofsgebührenordnung (FGO) 

 

für den Friedhof 

der Ev.-luth.  St. Marien Kirchengemeinde Isenbüttel in Isenbüttel. 

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 

(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und 

§ 30 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. St. Marien 

Kirchengemeinde Isenbüttel für den Friedhof in Isenbüttel am 06.03.2024 folgende 

Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 

aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser 

Gebührenordnung erhoben. 
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§ 2 

Gebührenschuldner 

 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 

 

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung 

beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche 

Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 

Gesetzes haftet. 

 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 

 

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen 

wird, 

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche 

Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 

Gesetzes haftet. 

 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 3 

Entstehen der Gebührenschuld 

 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung 

des Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der 

Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der 

Grabstätte. 

 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der 

Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 

 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der 

Verwaltungshandlung. 

§ 4 

Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren 

sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und 

Leistungen verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder 

eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist. 

 

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
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§ 5 

Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden 

angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten 

rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch 

50 Euro teilbaren Betrag. 

 

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den 

Gebührenschuldner oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 

 

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im 

Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 

Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

 

§ 6 

Gebührentarif 

 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 

 

1. Kinderwahlgrabstätte  

 Für 20 Jahre,  

 inkl. Friedhofsunterhaltungsgebühr:           880,00 € 

 Für jedes Jahr der Verlängerung:          33,70 € 

 

2. Reihengrabstätte  

     Für 25 Jahre, 

 inkl. Friedhofsunterhaltungsgebühr:          1.230,00 € 

 

3. Wahlgrabstätte: 

     Für 25 Jahre - je Grabstelle, 

 inkl. Friedhofsunterhaltungsgebühr:         1.230,00 € 

 Für jedes Jahr der Verlängerung:           34,50 € 

 

4. Urnenreihengrabstätte  

     Für 20 Jahre, 

 inkl. Friedhofsunterhaltungsgebühr:           765,00 € 

 

5. Urnenwahlgrabstätte: 

     Für 20 Jahre, 

 inkl. Friedhofsunterhaltungsgebühr:            765,00 € 

 Für jedes Jahr der Verlängerung:          32,00 € 

 

6. Rasenreihengrabstätte: 

     Für 25 Jahre,                    

 inkl. Friedhofsunterhaltungs-, Einebnungs- und Rasenpflegegebühr: 1.585,00 € 
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7. Rasenwahlgrabstätte 

 Für 25 Jahre,                    

 inkl. Friedhofsunterhaltungs-, Einebnungs- und Rasenpflegegebühr: 1.585,00 € 

 Für jedes Jahr der Verlängerung:           48,90 € 

 

8. Grabstätte in der Rasenurnengemeinschaftsanlage: 

     Für 20 Jahre, inkl. Friedhofsunterhaltungs-, Einebnungs- und  

 Rasenpflegegebühr           935,00 € 

 

9. Naturnahes Urnenwahlgrab an einem Baum 

 Für 20 Jahre – je Grabstelle, 

 inkl. Friedhofsunterhaltungs-, Einebnungs- und Pflegegebühr: 1.815,00 € 

 Für jedes Jahr der Verlängerung:          74,70 € 

 

10. Bei einer zusätzlichen Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl- oder 

Urnenwahlgrabstätte wird eine zusätzliche Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 3 

fällig. 

 

Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen 

Kalenderjahren möglich. 

 

Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes 

wird für die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben. 

 

II. Gebühren für die Bestattung: 

 

Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der Kränze und der überflüssigen 

Erde: 

 

1. für eine Erdbestattung Kind:                 204,50 €                               

    

2. für eine Erdbestattung:                                          365,10 € 

         

3. für eine Urnenbestattung:                                      122,70 € 

 

III. Verwaltungsgebühren: 

 

1. für eine Bestattung:                                                  6,50 € 

  

2. für eine Verlängerung:                                4,90 € 

    

3. für eine vorzeitige Einebnung:              4,90 € 

 

4. für eine Grabmalgenehmigung:                     4,90 € 

 

IV. Gebühren für die Grabplatten bei Rasenreihengräbern 

 

Vorname, Nachname und Geburtsjahrgänge        511,30 € 
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Vor- und Nachname sowie vollständige Geburts- und Sterbedaten    562,50 € 

 

Vor- und Nachname, Geburtsname sowie vollständige  

Geburts- und Sterbedaten           634,10 € 

 

IV. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle: 

 

Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 

je Trauerfeier:                                                         242,00 €                                                     

 

        § 7 

Sonstige Gebühren 

 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der 

Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berechnet. 

 

  § 8 

      Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der 

öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebühren-

ordnung in der Fassung vom 10.05.2017 außer Kraft. 

 

Isenbüttel, 06.03.2024 

Der Kirchenvorstand: 

L. S. 

Vorsitzender:     Kirchenvorsteher/in: 

Buhmann     Schmidt 

 

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 Absatz 3 Nummer 

2 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 

 

Gifhorn, den 20.03.2024 

 

Der Kirchenkreisvorstand: 

 

L. S. 

 

Vorsitzende:      Kirchenkreisvorsteher/in: 

Pfannschmidt     Häussler 
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